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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Wann hat der Bundesnachrichtendienst erstmals 
Hinweise über den Bau einer Chemiewaffen- 
fabrik in Libyen und eine Beteiligung deutscher 
Unternehmen an diesem Projekt bekommen? 


2, Abgeordneter 

Peter 

Conradi 


(SPD) 


Wann hat der Bundesnachrichtendienst erstmals 
die Bundesregierung über die Beteiligung deut- 
scher Firmen am Bau einer Chemiewaffenfabrik 
in Libyen unterrichtet? 


Antwort des Staatsministers Bernd Schmidbauer 
vom 27, Januar 1992 


Zur Beantwortung Ihrer schriftlichen Fragen verweise ich auf den Bericht 
der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag über eine mögliche 
Beteihgung deutscher Firmen an einer C-Waffen-Produktion in Libyen 
(Drucksache 11/3995), insbesondere dessen Seiten 4 und 5. 


3. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Warum liegt den deutschen Auslandsvertretun- 
gen, deutschen Kulturinstituten und sonstigen 
Einrichtungen bis heute kein Informationsmate- 
rial über das vereinte Deutschland in der jewei- 
hgen Landessprache vor, obwohl die Nachfrage 
weltweit darüber außerordentlich groß ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dieter Vogel 
vom 24. Januar 1992 


Den deutschen Auslandsvertretungen, Kulturinstituten und anderen Mitt- 
lerorganisationen wurde seit der Vereinigung Deutschlands regelmäßig 
aktuelles Informationsmaterial in den wichtigsten Fremdsprachen und für 
unterschiedhche Zielgruppen zur Verfügung gestellt, das die verschiede- 
nen Aspekte der deutschen Vereinigung behandelt. 


4. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
diesem Informationsbedürfnis Rechnung zu tra- 
gen, und bis wann ist zu erwarten, daß dies im 
notwendigen Umfang für die Auslandsvertretun- 
gen und sonstigen Organisationen zur Verfügung 
gestellt wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Dieter Vogel 
vom 24. Januar 1992 


Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß das große Informationsbedürf- 
nis im Ausland über die Lage und Entwicklung im vereinten Deutschland 
und seinen Platz in Europa weiter zunehmen wird. Sie begegnet diesem 
Interesse mit gezielter Unterrichtung der Multiplikatoren über aktuelle 
Fragen der deutschen Politik und mit einem breiten Angebot an schrift- 
hchem Informationsmaterial, das ständig aktualisiert und den Auslands- 
vertretungen und Mittlerorganisationen im notwendigen Umfang zur 
Verteilung übersandt wird. Vorübergehende Angebotslücken der eige- 
nen Produktion, wie sie insbesondere auf Grund der Erarbeitung neuer 
Konzepte zeitweise unvermeidhch waren, wurden durch Ankauf von 
geeignetem Informationsmaterial auf dem Buchmarkt geschlossen. 


5. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Wieso gibt es insbesondere keine aktuahsierte 
Auflage der Informationsbroschüre „Tatsachen 
über Deutschland", wo die neuen Bundesländer 
entsprechend berücksichtigt sind, obwohl seit der 
Wiedervereinigung über ein Jahr vergangen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dieter Vogel 
vom 24. Januar 1992 


Eine Neuauflage der Broschüre „Tatsachen über Deutschland" ist in Vor- 
bereitung. Die wichtigsten Fremdsprachenfassungen, nämlich Englisch, 
Französisch und Spanisch, werden voraussichtlich im April/Mai dieses 
Jahres erscheinen, die übrigen zehn vorgesehenen Fremdsprachenfas- 
sungen unmittelbar im Anschluß daran. 

Eine Neuauflage bald nach der deutschen Vereinigung wäre nur als aktu- 
alisierte Fortschreibung der zuletzt im Jahre 1987 erschienenen Auflage 
möglich gewesen. Angesichts der tiefgreifenden Veränderungen in 
Deutschland und ganz Europa erschien ein solches Vorgehen nicht ver- 
tretbar. Statt dessen wurden ein neues inhaltliches Konzept erarbeitet und 
alle Einzelkapitel neu geschrieben. 

Etwa gleichzeitig wie „Tatsachen über Deutschland" wird eine Neuauf- 
lage der zweiten Standardbroschüre der Pohtischen Öffentlichkeitsarbeit 
Ausland erscheinen, nämlich „Willkommen in der Bundesrepubhk 
Deutschland", und zwar ebenfalls in 12 bis 15 Fremdsprachenfassungen. 
Auch diese Broschüre bietet in einem deuthch erweiterten Textteü aus- 
führliche Informationen über die neuen Bundesländer. 


6. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lüder 


(FDP) 


Wie lange beabsichtigt die Bundesregierung 
noch, die von ihrem Presse- und Informationsamt 
herausgegebene Zeitschrift „POLITIK" mit dem 
regional beschränkenden Begriff zu versehen, 
daß es sich hierbei lediglich um Informationen 
aus Bonn handelt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dieter Vogel 
vom 27. Januar 1992 

Wenn der Zusatz „Informationen aus Bonn" im Titel des Periodikums 
„POLITIK" tatsächlich regional einschränkend gemeint wäre oder so ver- 
standen werden müßte, so wäre er bereits bei der ersten Ausgabe falsch 
und irreführend gewesen. 

In Wirklichkeit nimmt aber der Titel nur die plastische, pointierte und 
jedermann sofort verständliche Frage auf, die auch heute noch so gestellt 
wird: „ Was machen die denn eigentlich in Bonn?" 

Das wird in einigen Jahren anders sein. Dann wird „POLITIK" natürlich 
auch mit anderem Titelzusatz erscheinen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


7. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Fühlt sich die Bundesregierung auch nach der 
Anerkennung Kroatiens an das deutsch-jugosla- 
wische Kulturabkommen vom 24. Juli 1969 
gebunden, und was unternimmt die Bundesre- 
gierung, um den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land lebenden kroatischen Kindern die Möglich- 
keit eines eigenen muttersprachlichen Ergän- 
zungsunterrichts in kroatischer Sprache zu 
geben? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 24. Januar 1992 

Am 19. September 1991 hat der jugoslawische „Interrepubliksausschuß 
für die Koordination der Kultur- und Bildungszusammenarbeit mit dem 
Ausland" beschlossen, Kroatien und auch Slowenien von der Zusam- 
menarbeit mit dem Ausland auszuschließen. Mit der Anerkennung Kroa- 
tiens und der Aufnahme diplomatischer Beziehungen am 15. Januar 1992 
halte ich die Frage der Bindung s Wirkung des deutsch-jugoslawischen 
Kulturabkommens für überholt, zumindest was die Praxis der Kulturbezie- 
hungen angeht. 

Die kroatische Seite ist über unsere Bereitschaft unterrichtet, Verein- 
barungen und Absprachen in der ganzen Bandbreite der kulturellen 
Beziehungen zu treffen. Praktische Fragen können zunächst pragmatisch 
geregelt werden. 

Für das Schulwesen in Deutschland und damit auch für einen mutter- 
sprachlichen Ergänzungsunterricht ausländischer Kinder mangelt es dem 
Bund an Zuständigkeit. In der Vergangenheit wurden Fragen des Unter- 
richts jugoslawischer Schüler in Deutschland, insbesondere des mutter- 
sprachlichen Ergänzungsunterrichts, in einer Gemischten Expertenkom- 
mission erörtert. Deutscherseits war die Kultusministerkonferenz in dieser 
Kommission maßgeblich vertreten. 
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8. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation 
der linierten (griechisch-katholischen) Kirche in 
Rumänien, deren Güter auch unter der Regierung 
Iliescu nicht restituiert wurden und die sich auch 
in der Gegenwart einer Kampagne von Verleum- 
dung bis hin zu physischen Gewalttaten gegen- 
über Priestern und Gläubigen ausgesetzt sieht, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, um im Hinblick auf die angestrebte 
Mitghedschaft Rumäniens im Europarat gegen- 
über der rumänischen Regierung auf eine Ver- 
besserung der Situation der linierten Kirche in 
Rumänien hinzuwirken? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 27. Januar 1992 

Die griechisch-katholische Kirche in Rumänien ist nach dem Umsturz im 
Dezember 1989 als Glaubensgemeinschaft wieder anerkannt worden; 
damit wurde der erste und grundlegende Schritt zur Wiederherstellung 
dieser nach 1948 aufs schwerste bedrängten Kirche vollzogen. Die frühere 
staatlich organisierte Verfolgung, die physische Gewalttaten durchaus 
einschloß, ist damit beendet. Noch ungelöst ist die Frage der 1948 enteig- 
neten und an die orthodoxe Kirche übergebenen Güter der griechisch- 
katholischen Kirche. Die rumänische Regierung hält sich hier zurück und 
überläßt die Angelegenheit weitgehend den betroffenen Kirchen. Dabei 
setzt die orthodoxe Kirche einer Rückgabe offensichtlich erhebliche 
Widerstände entgegen. Die Frage der Restitution ist inzwischen im 
Menschenrechtsausschuß des rumänischen Parlaments anhängig. 

Rumänien hat einen Antrag auf Mitgliedschaft im Europarat gestellt, der 
nach dem üblichen Verfahren der Parlamentarischen Versammlung zuge- 
leitet wurde und dort der Beurteilung offensteht. Mit einer Mitgliedschaft 
Rumäniens im Europarat verbindet sich der Beitritt zu der Europäischen 
Menschenrechtskonvention und ihren Kontrollorganen; damit unterliegt 
auch die Religionsfreiheit den dort vorgesehenen Sicherungsmechanis- 
men. 


9. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung den von der 
österreichischen Delegation bei der Sitzung des 
Ministerkomitees des Europarats am 26. Novem- 
ber 1991 in Straßburg vorgelegten „Entwurf eines 
Zusatzprotokolls zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten über den 
Schutz von Volksgruppen”, und was unternimmt 
die Bundesregierung, damit es zu einer alsbal- 
digen Verabschiedung dieses Zusatzprotokolls 
kommt? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 27. Januar 1992 

Die im Europarat vorliegenden Konventionsentwürfe zum Minderheiten- 
schutz - darunter auch der österreichische Vorschlag eines Zusatzproto- 
kolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention - werden gegenwär- 
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tig im zuständigen Expertenausschuß des Europarats, dem Lenkungsaus- 
schuß für Menschenrechte, geprüft. Die Bundesregierung beteiligt sich 
aktiv und konstruktiv an der Arbeit dieses Gremiums. Sie bewertet den 
österreichischen Vorschlag als wertvollen Beitrag zur gegenwärtigen Dis- 
kussion. 


10. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben den Bundesmiriister des 
Auswärtigen in diesem Stadium des Vertrags Ver- 
fahrens betr. den Vertrag über gute Nachbar- 
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Tschechischen und Slowakischen Föderati- 
ven Republik veranlaßt, auf das hohe Rechts gut 
der „Vertragstreue" der deutschen Außenpolitik 
hinzuweisen (FAZ vom 20. Januar 1992), nach- 
dem ihm bekannt sein dürfte, daß weder „Para- 
phierung" noch „Unterzeichnung" den Vertrag 
rechtsverbindlich machen, sondern einzig und 
allein die Ratifikation durch den Austausch der 
Ratifikationsurkunden, nachdem auf deutscher 
Seite nach Artikel 59 Abs. 2 GG ein Vertrags- 
gesetz die Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften gefunden hat? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 27. Januar 1992 

Der Bundes minister des Auswärtigen hat mit der in Ihrer Frage erwähnten 
Äußerung, in der auch auf die Berechenbarkeit der deutschen Außenpoli- 
tik hingewiesen wird, die Entschlossenheit der Bundesregierung bekräf- 
tigt, Verträge, deren Verhandlungen beendet sind, alsbald zu unterzeich- 
nen. 

Dementsprechend wird der Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen Förderativen 
Republik über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenar- 
beit im Februar unterzeichnet und danach den gesetzgebenden Körper- 
schaften in beiden Ländern zugeleitet. 


11. Abgeordneter 

Dr. Klaus-Dieter 
Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung eine im Dezember 1991 
vom Goethe-Institut in Brüssel durchgeführte 
Podiumsdiskussion bekannt, bei der die beiden 
Diskutanten Günter Grass und Stefan Heym sich 
einig waren: „Die Einheit ist mißglückt" ? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 27. Januar 1992 

Ja, sie ist der Bundesregierung bekannt. 


12. Abgeordneter 

Dr. Klaus-Dieter 
Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Ist sie der Ansicht, daß eine derartige Podiums- 
diskussion geeignet ist, unseren europäischen 
Nachbarn das Selbst Verständnis des geeinten 
Deutschlands näherzubringen? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 27. Januar 1992 


Die Podiumsdiskussion mit Grass und Heym war eine von vielen Veran- 
staltungen, die das Goethe-Institut Brüssel unter dem Titel „Nachdenken 
über Deutschland" in einer über drei Monate angelegten Reihe durch- 
führt. Bei dieser Veranstaltungsreihe wird dem belgischen Publikum mit 
Lesungen, Filmen, Ausstellungen, Vorträgen und Diskussionen die ganze 
Bandbreite der Meinungen, Standpunkte, Aspekte und Probleme darge- 
legt, wie sie in Deutschland im Zusammenhang mit der Einheit erörtert 
werden. Dabei sollen auch kritische, von den Auffassungen der Mehrheit 
abweichende Meinungen nicht verschwiegen werden. Das gehört zum 
Verständnis einer auf Offenheit und Diskussion angelegten auswärtigen 
Kulturpolitik. 

Dies wurde vom belgischen Publikum, das im übrigen auf die Ausführun- 
gen von Grass und Heym sehr kritisch reagierte, auch so verstanden. Der 
Kulturreferent der Botschaft war bei der Veranstaltung anwesend und hat 
die Position der Bundesregierung verdeutlicht. 


13. Abgeordneter 

Dr. Klaus-Dieter 
Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um bei offiziellen, deutschen Veranstaltun- 
gen im Ausland wenigstens Ausgewogenheit 
sicherzustellen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 27. Januar 1992 


Wir sind uns mit der Leitung des Goethe-Instituts einig darüber, daß die 
Darstellung des deutschen Meinungsspektrums ein entscheidender 
Bestandteil des dem Goethe -Institut erteilten Auftrags ist. Durch die Ein- 
bettung der Minderheitsmeinungen von Grass und Heym in eine auf drei 
Monate berechnete Veranstaltungsreihe mit verschiedenen Bestandteilen 
ergibt sich ein insgesamt umfassendes Bild der Vielfalt der Meinungen in 
unserem Land. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


14. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Inwieweit gedenkt die Bundesregierung im Falle 
bereits bestehender Bestimmungen zur Installa- 
tion und ständigen Inbetriebnahme von Film- 
überwachungsgeräten an Geldautomaten und 
Kundenschaltern von Geldinstituten angesichts 
der ansteigenden Kriminalität, diese von sich aus 
zu aktualisieren, um Scheck- oder Scheckkarten- 
diebe leichter erkennen zu können? 
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Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 27. Januar 1992 

Der Schutz von Geldinstituten und ihren Mitarbeitern wird durch die Un- 
fallverhütungsvorschrift Kassen („UVV Kassen") geregelt, deren jetzige 
Fassung vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung vom 8. August 
1988 genehmigt wurde. 

Nach dieser Vorschrift müssen bestimmte öffentlich zugängliche Bereiche 
innerhalb eines Geldinstitutes zur Verringerung des Anreizes von Über- 
fällen bzw. Straftaten mit einer „Optischen Raumüberwachungsanlage" 
ausgerüstet sein. Hierzu gehören auch die Kundenschalter von Geldinsti- 
tuten. Gemäß „UW Kassen" muß im Falle eines Unfalles bzw. des Ver- 
dachts einer Straftat im Schalterbereich die Möglichkeit einer Fotokame- 
raauslösung bzw. einer Fotokameraüberwachung gewährleistet sein. 

Die Regelung hat sich bewährt, eine Aktualisierung ist nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht erforderlich. 

Völlig losgelöst von den Bestimmungen der „UW Kassen" haben sich 
sehr viele Banken und Sparkassen freiwillig entschlossen, auch ihre meist 
im Foyer der Geldinstitute installierten Geldausgabeautomaten mittels 
Videokamera zu überwachen. 

Diese Form der Überwachung ist besonders geeignet, zur Identifizierung 
und beweiskräftigen Überführung der in der Frage angesprochenen Täter 
beizutragen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, beim Zentralen Kreditausschuß der 
Bundesverbände der deutschen Banken und Sparkassen eine Verein- 
barung anzuregen, wonach sich die Bankenverbände im Rahmen einer 
freiwilligen Verpflichtung bereit erklären, ihre Geldausgabeautomaten 
generell zu überwachen. 


15. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 

(fraktionslos) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, einen wichtigen Beitrag zum Zusammen- 
wachsen der grenznahen Gebiete zur CSFR etwa 
im Bereich der geplanten Euregio Egrensis 
dadurch zu leisten, daß für den regionalen LKW- 
Verkehr ein Grenzübergang ohne große Warte- 
zeiten eröffnet wird, wie er sich z. B. zwischen 
Rehau und Asch, an Schönlind und Neuhausen 
vorbei, eröffnen würde? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 27. Januar 1992 

Die Bundesregierung hat bei den Grenzöffnungsverhandlungen mit der 
Tschechoslowakei auch auf Einbeziehung des regionalen LKW-Verkehrs 
gedrungen. In verschiedenen Fällen konnte bei der Errichtung neuer 
Übergangsstellen die Zulassung für den örtlichen LKW-Verkehr erreicht 
werden. 

Der Übergang Rehau/Asch, den die deutsche Seite mehrfach zur Sprache 
gebracht hatte, war bisher nicht durchsetzbar. Die Regierung der CSFR 
sieht hierfür kein zwingendes Bedürfnis. Sie ist wegen der ablehnenden 
Haltung der Grenzbevölkerung schon gar nicht bereit, weitere Übergänge 
für den LKW-Verkehr - auch nur örtlicher Ausrichtung - freizugeben. 
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Bei der nächsten Verhandlungsrunde am 11. bis 13. Februar 1992 wird die 
Bundesregierung die Angelegenheit erneut als Beratungspunkt Vorschlä- 
gen und auf eine Änderung der tschechoslowakischen Haltung hinwir- 
ken. 


16. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Meldungen der Ber- 
liner Zeitung „Kurier am Sonntag" bestätigen 
oder widerlegen, daß in der Bundesrepubük 
Deutschland derzeit rd. 300 ehemalige Stasi- 
Agenten für den russischen Geheimdienst spio- 
nieren und diese etwa 200 Top-Quellen in Aus- 
schüssen, Ministerien, Firmen und im BND füh- 
ren, und was kann gegebenenfalls dagegen 
unternommen werden? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 28. Januar 1992 


Die Bundesregierung kann die in der Frage enthaltenen Zahlen weder 
bestätigen noch widerlegen. Es ist jedoch richtig, daß Nachrichtendienste 
der GUS Aktivitäten in nicht erheblichem Umfang gegen die Bundesrepu- 
blik Deutschland entwickeln. Dies belegt erneut die Notwendigkeit des 
Fortbestandes einer handlungsfähigen Spionageabwehr durch Verfas- 
sungsschutz- und Exekutivbehörden. 


17. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung eine Meldung dersel- 
ben Zeitung bestätigen oder widerlegen, daß das 
KGB- Hauptquartier in Deutschland aus Karls- 
horst nach Rehagen umgezogen sei und dort 
Mikrofilme von MfS-Akten über Spitzenmanager 
der deutschen Wirtschaft lagern, daß die elektro- 
nische Funküberwachung vom Brocken im Harz 
zum Inselberg im Thüringer Wald verlegt worden 
sei, und was gedenkt die Bundesregierung gege- 
benenfalls dagegen zu tun? 


Antwort des Staatssekretärs Hans Neusei 
vom 28. Januar 1992 


Eine Verlegung des „KGB-Hauptquartiers" von Karlshorst nach Rehagen 
kann nicht bestätigt werden. Zutreffend ist, daß im Rahmen einer umfang- 
reichen Personalreduzierung der größte Teil der Operativoffiziere abge- 
zogen, ein Teil jedoch auf andere Tarnposten umgesetzt worden ist. 

Eine Lagerung von MfS-Material in Rehagen kann nicht bestätigt werden. 
Grundsätzlich trifft es jedoch zu, daß MfS-Unterlagen an das ehern. KGB 
gelangt sind. 

Die Bundesregierung kann auch die Presseveröffentlichung über die 
Fernmeldeaufklärung durch Nachrichtendienste der GUS vom Insel- 
berg/Thüringen aus nicht bestätigen. 
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18. Abgeordnete 

Hildegard 

Wester 

(SPD) 


Zu welchen Bedingungen ist die Bundesregie- 
rung bereit, angesichts der dramatischen Ände- 
rungen der sicherheitspolitischen Gesamtsitua- 
tion Luftschutzeinrichtungen aus der Zeit des 
Zweiten Weltkrieges aus der Verantwortung der 
Bundesvermögensverwaltung zu entlassen und 
an Städte und Gemeinden zu übertragen, damit 
diese die teilweise wertvollen Grundstücke einer 
anderen Nutzung zuführen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 23. Januar 1992 


Bereits im Frühjahr 1990 hat der Bundesminister des Innern mit Rücksicht 
auf die veränderte internationale Sicherheitslage entschieden, daß künf- 
tig keine weiteren ehemaligen Schutzbauwerke des Zweiten Weltkrieges 
(Bunker und Stollen) mehr nutzbar gemacht werden, sondern nur noch 
diejenigen Objekte, die sich bereits in der Baudurchführung befinden, zu 
Ende zu führen sind. 


Am 11. Oktober 1991 hat der Bundesminister des Innern den Innenmini 
Stern (-Senatoren) der Länder seine Entscheidung mitgeteilt, daß er bun- 
deseigene ehemalige Schutzbauwerke, die noch nicht nutzbar gemacht 
sind, künftig dann aus der sog. Zivilschutzbindung gemäß § 19 Abs. 1 
Satz 2 des Schutzbaugesetzes entlassen wird, wenn vornehmlich Interes- 
senten aus dem Bereich von Ländern und Gemeinden sowie von Körper- 
schaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts den Erwerb von Bunker- 
grundstücken deshalb anstreben, um darauf unter Einbeziehung der 
Schutzbauwerke (z. B. durch deren Überbauung) oder nach deren Abriß 
Baulichkeiten zu errichten, die humanitären, sozialen oder sonstigen 
gemeinschaftsförderlichen Zwecken im weitesten Sinne dienen. Hierzu 
zählen z. B. Baumaßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, 
Vorhaben im Rahmen von Stadtentwicklungs- oder -sanierungsplänen, 
die Errichtung von Schulen und Kindergärten, die Anlage von Erholungs- 
und Grünflächen sowie Bauvorhaben zur Behebung schwerwiegender 
Engpässe im sozialen Wohnungsbau. 


Sobald der Bundesminister des Innern in bezug auf ein ehemaliges 
Schutzbauwerk diese Entscheidung getroffen hat, erlischt die sog. Zivil- 
schutzbindung mit der Folge, daß das Grundstück, auf dem das Schutz- 
bauwerk errichtet ist, aus seinem Ressortvermögen ausscheidet und in das 
allgemeine Grundvermögen des Bundes übergeht, für das der Bundesmi- 
nister der Finanzen zuständig ist. Dieser ermächtigt sodann die Behörden 
der Bundesvermögensverwaltung, das Grundstück nach Maßgabe der 
vorstehend beschriebenen Zweckbindung zu veräußern. 


Der Bundesminister des Innern hat seinen Länderkollegen empfohlen, in 
Fällen, in denen die Aufhebung der Zivilschutzbindung für ein landes- 
oder gemeindeeigenes Schutzbauwerk nachgesucht wird, - eine Ent- 
scheidung, für die nach § 19 Abs. 1 Satz 1 des Schutzbaugesetzes die ober- 
sten Landesbehörden zuständig sind -, nach der für bundeseigene Schutz- 
bauwerke eingeführten Praxis zu verfahren. 


Hiermit ist sichergestellt, daß Bunkergrundstücke künftig einer sinnvollen 
und gemeinschaftsdienlichen Nutzung zugeführt werden können. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


19. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz 
von pensionierten Richtern im Rahmen des 
sogen. Seniorenprogramms in den neuen Bun- 
desländern, und kann sie den Eindruck bestäti- 
gen, daß jedenfalls in Sachsen- Anhalt Bewerbun- 
gen mit Desinteresse und dilatorischer Tendenz 
behandelt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Reinhard Göhner 
vom 28. Januar 1992 


Bundesminister Dr. Klaus Kinkel hatte sich zu Beginn des vergangenen 
Jahres an pensionierte Richter, Staatsanwälte und Rechtspfleger gewandt 
und sie aufgerufen, sich für eine vorübergehende Zeit in den neuen Län- 
dern reaktivieren zu lassen. Die rechtlichen Voraussetzungen für den Ein- 
satz dieser Pensionäre zu schaffen, hat länger als angenommen gedauert. 
So war in den neuen Ländern durch entsprechende Gesetze die Alters- 
grenze für eine Verwendung als Richter oder Beamter anzuheben. Seit 
Mitte des vergangenen Jahres sind jedoch reaktivierte Pensionäre - auch 
als Richter - in den neuen Ländern tätig. 

Die Bundesregierung schätzt den Wert der Tätigkeit dieser Pensionäre 
sehr hoch ein. Die reaktivierten Pensionäre können die Erfahrungen, die 
sie in einem langen Berufsleben gewonnen haben, beim Aufbau des 
Rechtsstaats in den neuen Ländern hervorragend einbringen. Sie können 
die Übergangszeit überbrücken helfen, bis die neuen Länder genügend 
eigenes erfahrenes Personal haben. 

Wie die anderen neuen Länder hat auch Sachsen- Anhalt durch entspre- 
chende gesetzliche Maßnahmen die Voraussetzungen für den Einsatz von 
Pensionären geschaffen. Über Bewerbungen im Einzelfall entscheidet die 
Landesregierung in alleiniger Verantwortung und Zuständigkeit. Zur 
Behandlung konkreter Einzelfälle gebe ich daher anheim, Informationen 
bei dem Ministerium der Justiz des Landes Sachsen-Anhalt einzuholen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


20. Abgeordneter 

Holger 

Bartsch 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Treu- 
handanstalt bei der Unternehmensberatung 
McKinsey eine Studie bezüghch der ostdeut- 
schen Braunkohle hat anfertigen lassen, in der 
der mitteldeutschen Braunkohle entgegen bisher 
anderslautender Einschätzungen nunmehr bes- 
sere Chancen als der Lausitzer Kohle eingeräumt 
werden, und wie beurteilt sie dies unter dem 
Gesichtspunkt der regionalen Bedeutung der 
Braunkohle für die Lausitz? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Januar 1992 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Treuhandanstalt bei der Unter- 
nehmensberatung McKinsey eine Studie bezüglich der ostdeutschen 
Braunkohle hat anfertigen lassen. 

Nach dieser Studie können zwei Tagebaue der mitteldeutschen Braun- 
kohle in der Kombination mit Kraftwerksneubauten zumindest zu ver- 
gleichbaren Kosten wie die Lausitzer Kohle fördern. 

Welche Auswirkungen die Feststellungen von McKinsey auf die Anzahl 
der Tagebaue in der Lausitz haben werden, wird davon abhängen, in wel- 
chem Umfang und wo letztlich Verstromungskapazitäten für den Einsatz 
der ostdeutschen Braunkohle errichtet werden. 

Wie die Treuhandanstalt mitteilt, wird sie interessierte Bundestagsabge- 
ordnete Mitte Februar über den Stand der Überlegungen zur ostdeutschen 
Braunkdhieunterrichten. 


21. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung angesichts 
der hohen polnischen Schulden gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland in Höhe von bis zu 
18 Mrd. DM, die polnischen Wünsche nach weite- 
ren Schuldenerlassen in Milliardenhöhe vor dem 
Hintergrund aktueller Informationen über Bemü- 
hungen der Republik Polen im nördlichen Teil 
Ostpreußens „Tausende von Hektar landwirt- 
schaftlicher Fläche" („Gazeta Wyborcza" vom 
18. November 1991) aufzukaufen, wozu Polen 
erhebliche finanzielle Mittel aufb ringen muß? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 27. Januar 1992 

Die Gesamtverschuldung der Republik Polen gegenüber der Bundesrepu- 
blik Deutschland (Bund einschließlich Transferrubel-Saldo und Ge- 
schäftsbanken) kann auf 18 bis 19 Mrd. DM veranschlagt werden. Davon 
sind ca. 9,1 Mrd. DM Gegenstand der zur Zeit laufenden bilateralen Um- 
schuldungsverhandlungen. Zur Durchführung der von allen beteiligten 
Gläubigerländern im Pariser Club beschlossenen Schuldenreduzierung 
werden davon ca. 4,5 Mrd. DM erlassen werden. 

Erkenntnisse über Bemühungen der Republik Polen, im nördlichen Teil 
Ostpreußens „Tausende von Hektar landwirtschaftlicher Fläche" aufzu- 
kaufen, liegen hier nicht vor. In dem von Ihnen zitierten Artikel der Gazeta 
Wyborcza wird dargestellt, die russische Seite habe polnischen Stellen 
neben Lieferungen von Öl und Gas und der Eröffnung von neuen Grenz- 
übergängen auch die Verpachtung von tausenden Hektar landwirtschaft- 
licher Fläche angeboten. Ein polnisches Staatsgut habe an der Pachtung 
solcher Flächen Interesse gezeigt. 

Ein Widerspruch zwischen der deutschen Unterstützung für die Reform- 
bestrebungen in den ehemaligen RGW-Ländern und dem Interesse eines 
einzelnen polnischen Unternehmens, landwirtschaftliche Flächen im 
nördlichen Teil Ostpreußens zu pachten, ist grundsätzlich nicht ersicht- 
lich. 
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' 22. Abgeordneter . Wird das deutsche Zollamt in Padborg auch über 

Wolf gang den 1. Januar 1993 bestehen bleiben, und bleiben 

Börnsen dort alle Dienststellen erhalten? 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. Januar 1992 

Nach dem derzeitigen Stand der Maßnahmen zur Verwirklichung des 
EG -Binnenmarktes ist davon auszugehen, daß zum 1. Januar 1993 die 
Warenerfassung an den Binnengrenzen in der Gemeinschaft vollständig 
entfallen wird. Bei den Zollstellen wären dann keinerlei Abfertigungs- 
handlungen bzw. Kontroll- und Überwachungsaufgaben von Gemein- 
schaftswaren mehr vorzunehmen. 

Ob und ggf. mit welchern Personalbestand derzeit bestehende Grenzzoll- 
stellen an den EG -Binnengrenzen als Binnenzollstellen weiter bestehen 
bleiben können, wird von mehreren Faktoren abhängig sein. Entschei- 
dend wird sein, ob weiterhin ein wirtschaftliches Bedürfnis für den Erhalt 
einer Zollstelle in der ehemaligen Grenzregion gegeben ist. Dies hängt 
u. a. vom Abfertigungsverhalten der Wirtschaftsbeteiligten, insbesondere 
der Spediteure, und vom künftigen Verlauf der Warenströme ab. 

Um eine Entscheidung über den Fortbestand der derzeitigen Zollstellen 
an den Binnengrenzen treffen zu können, bedarf es in der Anfangsphase 
des EG-Binnenmarktes einer sorgfältigen Beobachtung und Analyse der 
Wirtschafts- und Verkehrs entwicklung. Selbstverständhch dürfen auch 
die spezifischen Schwierigkeiten einzelner Städte und Regionen bei der 
abschließenden Entscheidung nicht unberücksichtigt bleiben, soweit dies 
aus sachlichen Erwägungen vertretbar ist. Unter diesen Gesichtspunkten 
wird eine sofortige Aufhebung des Zollamts Padborg zum 1. Januar 1993 
nicht in Betracht kommen. Es ist jedoch mit einer deutlichen Reduzierung 
seines Personalbestandes zu rechnen. 


23. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung von den Spitzenver- 
bänden der Wirtschaft schon detailherte Forde- 
rungen auf bestimmte Entlastungen bei den 
Unternehmen steuern herangetragen worden, die 
quantifiziert oder quantifizierbar sind, oder gibt 
es für die sogen, große Unternehmensteuer- 
reform im laufenden Jahr nur allgemeine Steuer- 
senkungswünsche der Wirtschaft, die sich in der 
Größenordnung von jährhch bis zu 30 Mrd. DM 
bewegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Januar 1992 


Der Unternehmensstandort Deutschland muß den Anforderungen des 
Europäischen Binnenmarktes ab 1993 und dem sich verschärfenden inter- 
nationalen Wettbewerb gewachsen sein. Notwendig hierfür ist, die hohen 
deutschen Unternehmensteuern deutlich und dauerhaft zu senken, Damit 
werden Investitionen erleichtert, die in unserem Land auch künftig sichere 
Arbeitsplätze und hohe Einkommen schaffen und den wirtschaftlichen 
Wiederaufbau in den neuen Bundesländern ermöglichen werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb, im Anschluß an die im Steuer- 
änderungsgesetz 1992 vorgesehene Entlastung von ertragsunabhängigen 
Steuern (Abbau der Gewerbekapitalsteuer, Senkung der Vermögensteuer 
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für Betriebe) als weitere Stufe der Unternehmensteuerreform eine Sen- 
kung der ertragsabhängigen Steuern in die Wege zu leiten. Ein Gesetz- 
entwurf wurde noch nicht erarbeitet. Der Bundesregierung liegen jedoch 
bereits Konzeptionsvorschläge der Spitzenverbände der Wirtschaft vor, in 
denen die aus Sicht der Wirtschaft wesentlichen Ziele und Inhalte einer 
solchen Unternehmensteuerreform aufgezeigt werden. Außerdem hat der 
Deutsche Industrie- und Handelstag detaillierte und quantifizierbare 
Vorschläge vorgelegt. Sie decken sich weitgehend mit denjenigen, die die 
unabhängige Kommission zur Verbesserung der steuerlichen Bedingun- 
gen für Investitionen und Arbeitsplätze in ihrem 1991 vorgelegten 
Gutachten dargestellt hat. Im Kern handelt es sich bei den Vorschlägen 
der Kommission zu den ertragsabhängigen Steuern um eine Herabset- 
zung des Einkommensteuerspitzensatzes und des Körperschaftsteuer- 
satzes für einbehaltene Gewinne auf einheitlich 46 v. H. Dies würde 
nach Schätzungen des BMF zu Steuermindereinnahmen von insgesamt 
7,7 Mrd. DM führen. 


24. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wieviel Mio. DM würden die einzelnen Bundes- 
länder mehr oder weniger erhalten, wenn der 
Länderanteil an der Umsatzsteuer auf die Länder 
nicht nur zu 75%, sondern sofort zu 100% nach 
Einwohnern auf geteilt werden würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Januar 1992 

Eine vollständige Verteilung des Länderanteils an der Umsatzsteuer (USt) 
nach Einwohnern hätte die in der nachfolgenden Tabelle dargestellten 
Auswirkungen. 

Die Umsatzsteueranteile der einzelnen Länder gehen in die Bemessungs- 
grundlage des Länderfinanzausgleichs ein, so daß die geänderte Umsatz- 
steuerverteilung sich tendenziell gegenläufig beim Länderfinanzaus- 
gleich auswirkt. 

Die Zahlen für das Jahr 1991 liegen noch nicht vollständig vor. Es werden 
deshalb hier die Auswirkungen für das Jahr 1990 angegeben: 

Mehr- bzw. Minder- Einnahmen (-) der Länder 
bei vollständiger Verteilung des USt-Länderanteils 
nach der Einwohnerzahl (Jahr 1990) 

- Beträge in Mio. DM - 



Veränderungen 
bei der 

USt-Verteilung 

Veränderungen 
beim LEA 

Gesamteffekt 

Nordrhein-Westfalen 

638,8 

- 805,2 

- 166,3 

Bayern 

0,0 

40,6 

40,6 

Baden- Württemberg 

360,4 

- 325,1 

35,3 

Niedersachsen 

- 817,0 

842,6 

25,6 

Hessen 

211,8 

- 191,1 

20,7 

Rheinland -Pfalz 

0,0 

12,9 

12,9 

Schleswig- Holstein 

~ 220,4 

229,4 

9,0 

Saarland 

- 257,9 

261,7 

3,8 

Hamburg 

60,8 

- 45,7 

15,1 

Bremen 

23,4 

- 20,2 

3,2 
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Der Gesamteffekt in 1990 zu Lasten von Nordrhein- Westfalen erklärt sich 
insbesondere daraus, daß bei einer vollständigen Verteilung des Umsatz- 
steuerländeranteils nach der Einwohnerzahl das Land aus der ausgleichs- 
freien Zone in die Ausgleichspflicht rückt. 

Bei den jungen Ländern und Berlin würden sich keine Auswirkungen 
ergeben, da deren Anteile am Länderanteil an der Umsatzsteuer - wie die _ 
Abrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 30. September 1991 zeigt - 
bereits jetzt im Ergebnis vollständig nach der Einwohnerzahl bestimmt 
werden. 


25. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Auf welche Höhe müßte der Grundfreibetrag 
angehoben werden, damit eine Steuerentlastung 
für die Lohn- und Einkommensteuerzahler von 
30 Mrd. DM dabei herauskommt (vgl. in Süddeut- 
sche Zeitung vom 24. Dezember 1991)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Januar 1992 


Eine Steuerentlastung der Lohn- und Einkommensteuerzahler von etwa 
30 Mrd. DM (Entstehungsjahr 1992) ergäbe sich bei einer Anhebung des 
Grundfreibetrages von gegenwärtig 5616 / 11232 DM (Ledige / Verheira- 
tete) auf 10000 / 20000 DM. 


26. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Wie viele Steuerzahler zahlen derzeit keine 
Lohn- und Einkommensteuer aufgrund der 
Grundfreibeträge, und wie viele würden von der 
Steuerzahlung freigestellt werden, wenn der 
Grundfreibetrag so angehoben werden würde, 
daß eine Steuerentlastung für die Lohn- und Ein- 
kommensteuerzahler von 30 Mrd. DM heraus- 
kommen würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Januar 1992 


Inwiefern Lohn- und Einkommensteuerpflichtige zur Einkommensteuer- 
zahlung herangezoben werden, hängt neben dem Grundfreibetrag von 
der Gesamtsumme der Frei- und Abzugsbeträge ab, die der Steuerpflich- 
tige geltend machen kann. Eine sich im Gesamtergebnis einstellende 
Steuerfreiheit kann daher nicht auf den Grundfreibetrag allein zurück- 
geführt werden. 

Nach der fortgeschriebenen Lohn- und Einkommensteuerstatistik 1986 
sind nach geltendem Recht 5,4 Mio. Steuerpflichtige nicht steuerbelastet. 

Eine Anhebung des Grundfreibetrages auf 10000 / 20000 DM (Ledige / 
Verheiratete) würde bei sonst unverändertem Recht im Entstehungsjahr 
1992 etwa 2,9 Mio. Steuerpflichtige zusätzlich von der Einkommensteuer- 
zahlung befreien. 
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27. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
Makler und andere Kaufinteressenten offenkun- 
dig verstärkt um den Kauf von Restitutionsan- 
sprüchen in den neuen Bundesländern bemühen, 
um - in die Rechte der eigentlichen Restitutions- 
berechtigten eintretend - an ihrer Stelle ein 
Unternehmen unter Umgehung einer Ausschrei- 
bung, d. h. in der Regel umsonst oder zumindest 
billiger, und ohne Abgabe einer Investitions- 
sowie einer Beschäftigungsverpflichtung erhal- 
ten zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. Januar 1992 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich auch Makler um den Kauf von 
Restitutionsansprüchen in den neuen Bundesländern bemühen. 

Nach § 3 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Regelung offener Vermögensfra- 
gen - VermG - i. d. F. des Gesetzes zur Beseitigung von Hemmnissen bei 
der Privatisierung von Unternehmen und zur Förderung von Investitionen 
vom 22. März 1991 (BGBl. I S. 766) kann der Anspruch auf Rückübertra- 
gung, Rückgabe oder Entschädigung auch abgetreten, verpfändet oder 
gepfändet werden. Die Abtretungsmöglichkeit von Restitutionsansprü- 
chen soll einerseits den Interessen desjenigen dienen, dem selbst oder 
dessen Familie Vermögenswerte entzogen worden sind, andererseits dazu 
beitragen, unter Vermeidung eines aufwendigen Verwaltungsverfahrens 
nach § 3a VermG bzw. des Investitionsgesetzes das Grundstück oder 
Unternehmen möglichst zügig einem interessierten Investor zur Ver- 
fügung zu stellen. Dies fördert die vom Gesetz gewollten einvernehm- 
lichen Regelungen zwischen Alteigentümer, Verfügungsberechtigtem 
und möglichen Investoren. 

Im übrigen steht es dem Verfügungsberechtigten frei, auch gegenüber 
dem Erwerber des Restitutionsanspruchs ein Investitionsvorfahrtverfah- 
ren durchzuführen. 


28. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Ist es auch nach Auffassung der Bundesregierung 
richtig, daß aus dem Verkauf von Restitutions- 
ansprüchen an Dritte geschlossen werden muß, 
daß der eigentliche Restitutionsberechtigte im 
faktischen Sinne auf sein nur ihm zustehendes 
Rückübertragungsrecht verzichtet hat und mit 
einer finanziellen Entschädigung einverstanden 
ist und ist die Bundesregierung bereit, Abschnitt II, 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 Gesetz zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen, in dem es heißt: „Der Anspruch 
auf Rückübertragung, Rückgabe oder Entschädi- 
gung kann abgetreten, verpfändet oder gepfän- 
det werden", dahin gehend zu ändern, daß Käu- 
fer von Restitutionsansprüchen nur eine finan- 
zielle Entschädigung, nicht aber die Eigentums- 
übertragung von Unternehmen oder Immobilien 
beanspruchen oder durchsetzen können? 


15 



Drucksache 12/2028 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 29. Januar 1992 

Käufer von Restitutionsansprüchen rücken durch die Abtretung grund- 
sätzlich in die Rechtsposition des Berechtigten i. S. d. § 2 Abs, 1 VermG ein. 

Die vorgesehene Ergänzung des Vermögensgesetzes sieht künftig eine 
notarielle Beurkundungspflicht für die Übertragung von Restitutionsan- 
sprüchen und eine Beschränkung des Alteigentümervorrechts bei glei- 
chen oder annähernd gleichen Investitionsangeboten auf den ursprüng- 
lichen Berechtigten vor, um zu verhindern, daß sich Drittinvestoren durch 
Erwerb des Restitutionsanspruchs einen in der Sache nicht gerechtfertig- 
ten Wettbewerbsvorteil verschaffen. 


29, Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS/Linke Liste) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 
schen Bundestag in dieser Wahlperiode nochmals 
vorzuschlagen, den § 19 a EStG aufzuheben und 
an die Stelle der bisherigen Steuerfreiheit bei der 
Überlassung von Vermögensbeteiligungen an 
Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen eine Pau- 
schalbesteuerung zu setzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 29. Januar 1992 

Nein. 


30. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


In welchen Mitgliedstaaten der EG gibt es für 
Beherbergungs- und Beköstigungsleistungen 
gastronomischer Unternehmer ermäßigte Mehr- 
wertsteuersätze, und wie hoch sind diese Steuer- 
sätze in den betreffenden Staaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Januar 1992 


Ermäßigte Mehrwertsteuersätze für Beherbergungs- und Beköstigungs- 
leistungen gastronomischer Unternehmer gibt es in folgenden Mitglied- 
staaten der EG (Stand: 1. Januar 1992): 



Steuersatz in v. H. auf 


Beherbergungs- 

leistungen 

Beköstigungs- 

leistungen 

Belgien 

6 

17 

Frankreich 

5,5 

18,6 {Normalsatz) 

Griechenland 

8 

8 

Irland 

10 

12,5 

Italien 

9 

9 

Luxemburg 

3 

3 

Niederlande 

6 

6 

Portugal 

8 

8 

Spanien 

6 

6 
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In Frankreich, Griechenland, Italien und Spanien darf es sich allerdings 
nicht um Leistungen von Unternehmern der „Luxusklasse" handeln, die 
den z, T. wesentlich höheren Normalsätzen der Mehrwertsteuer unter- 
liegen. 

In den übrigen Mitgliedstaaten der EG kommen für die Beherberungs- 
und Beköstigungsleistungen gastronomischer Unternehmer die Normal- 
sätze zur Anwendung, die bis 25 v. H. (Dänemark) gehen können. 


31. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Ist es richtig, daß Anträge auf Rückgabe von 
Bodenreformland in der ehemaligen DDR von 
den Ämtern für offene Vermögensfragen unter- 
schiedlich entschieden werden, und zwar 
Antragsteller mit Wohnsitz in den alten Bundes- 
ländern erhalten ihr Land zurück, und Antrag- 
steller mit Wohnsitz in den neuen Bundesländern 
erhalten ihr Land nicht zurück? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 23. Januar 1992 


Über die Entscheidungspraxis der zuständigen Landesbehörden in diesen 
Fällen liegen Erkenntnisse noch nicht vor. Grundsätzlich gilt folgendes: 

Bei der Frage, ob Bodenreformland, das an den Bodenfonds zurückgefal- 
len ist, nach dem Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen an den 
ursprünglichen Empfänger oder seinen Erben herauszugeben ist oder 
nicht, spielt der Wohnsitz des Antragstellers keine Rolle. Entscheidend ist 
vielmehr der damalige Grund für den Rückfall an den Bodenfonds: 

Bei unzureichender Bewirtschaftung des Bodenreformgrundstücks 
wegen Krankheit, Tod, Alter und/oder sonstiger persönlicher Umstände 
wurden dem Bodenreformeigentümer oder dessen Erben in der Regel die 
Bodenreformwirtschaft entzogen. Gleiches galt, wenn ein Bauer seinen 
Hof ohne ordnungsgemäße Rückgabe an den Bodenfonds verließ, und 
zwar sowohl bei einem Ortswechsel innerhalb der DDR als auch bei der 
Flucht in die Bundesrepublik Deutschland. 

Führten folgüch der auf allen Bauern lastende gesellschaftliche oder poli- 
tische Druck zum Verlassen der Bodenreform Wirtschaft, ist nach dem Ver- 
mögensgesetz kein Anspruch auf Herausgabe gegeben. 


32. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundes der Deutschen Zollbeamten, nach der die 
Besteuerung der Altersbezüge von Beamten nach 
wie vor im Widerspruch zum Beschluß des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 26. März 1980 steht, 
und wann will die Bundesregierung gegebenen- 
falls das Steuerrecht so ändern, daß die vom Bun- 
desverfassungsgericht eingeforderte gleiche 
steuerliche Behandlung von Renten und Pensio- 
nen gewährleistet ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Januar 1992 

Das Bundesverfassungsgericht hat in dem in der Frage bezeichneten 
Beschluß eine unterschiedliche Heranziehung von Renten aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und von Pensionen zur Einkommensteuer dem 
Grunde nach ausdrücklich als sachlich gerechtfertigt anerkannt, zugleich 
aber auch festgestellt, daß sich in der Besteuerung solcher Renten und der 
Zusatzversorgung einerseits sowie von Versorgungsbezügen andererseits 
Unstimmigkeiten entwickelt haben. Deshalb hat es den Gesetzgeber für 
verpflichtet erklärt, eine Neuregelung der Besteuerung der Altersein- 
künfte in Angriff zu nehmen, ihm aber überlassen, in welcher Weise und 
mit welchen Mitteln er diese Ziele erreichen will. Entgegen Ihrer An- 
nahme geht es nicht darum, die gleiche steuerliche Behandlung von Ren- 
ten und Pensionen herbeizuführen. 

Die Bundesregierung ist nach erneuter Überprüfung zu der Auffassung 
gelangt, daß es nach den seit 1980 auf den Gebieten des Einkommen- 
steuer- und Sozialversicherungsrechts getroffenen gesetzgeberischen 
Maßnahmen, nach tarifvertraglichen Änderungen sowie aufgrund neue- 
rer Verfassungsrechtsprechung zur eigenen Beitragsleistung des Arbeit- 
nehmers zur gesetzlichen Rentenversicherung einer umfassenden Neu- 
regelung nicht mehr bedarf. Hinzu kommen die mit Wirkung ab 1993 vor- 
gesehenen Anhebungen des Versorgungs- Freibetrags und des Altersent- 
lastungsbetrags. 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Finanzämter entsprechend dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 8. Oktober 1991 
1 BvL 50/86 die durch die Vornahme von degres- 
siven Abschreibungen entstehenden Verluste 
aus Vermietung und Verpachtung auch bereits 
für vor 1991 fertiggestellte Objekte als Freibetrag 
auf die Lohnsteuerkarte eintragen können, oder 
hält die Bundesregierung zur allgemeinen 
Beachtung dieses Verfassungsgerichtsbeschlus- 
ses eine Gesetzesänderung für erforderlich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 23. Januar 1992 

Allgemeine Folgerungen aus der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts obliegen dem Gesetzgeber. 

Ob bis zu einer Gesetzesänderung im Interesse der Steuerpflichtigen und 
zur Verfahrensvereinfachung eine Eintragung von Verlusten aus Vermie- 
tung und Verpachtung im Verwaltungsweg zugelassen werden kann, 
wird zur Zeit mit dem Ziel einer bundeseinheitlichen Regelung in Abstim- 
mung mit den obersten Finanzbehörden der Länder geprüft. 


33. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


34. Abgeordneter 

Dr. Rudolf 
Schöfberger 

(SPD) 


Trifft es zu, daß nach dem aktuellen Entwurf einer 
EG -Richtlinie zur Annäherung der Mehrwert- 
steuersätze nichtalkoholische Getränke in 
Zukunft generell dem ermäßigten Steuersatz 
unterworfen werden können, und wenn ja, wie 
hoch schätzt die Bundesregierung die hierdurch 
bei einer Umsetzung in nationales Recht entste- 
hendenjährlichen Steuermindereinnahmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 28. Januar 1992 


Nach dem Textvorschlag der niederländischen Präsidentschaft vom 
18. Dezember 1991 für eine Richtlinie zur Annäherung der Mehrwert- 
steuersätze in der EG können die Mitgliedstaaten einen ermäßigten 
Umsatzsteuersatz auch für nichtalkoholische Getränke vorsehen. Sie sind 
dazu aber nicht verpflichtet. 

Derzeit unterliegen in der Bundesrepublik Deutschland Umsätze von 
nichtalkoholischen Getränken - mit Ausnahme von Milch und Milch- 
mischgetränken - dem allgemeinen Umsatzsteuersatz. Die Einbeziehung 
von Umsätzen aller nichtalkoholischer Getränke in den ermäßigten 
Umsatzsteuersatz zum 1. Januar 1993 hätte ein Umsatzsteuer-Minderauf- 
kommen im Entstehungsjahr in Höhe von 550 Mio. DM zur Folge. 


35. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung Informatio- 
nen aus meinem Wahlkreis (283), wonach seit 
dem 1. Dezember 1992 GUS-Truppen ihre 
Präsenz in der Colbitz-Letzlinger-Heide soweit 
reduzieren, daß Privateigentümer und die Forst- 
verwaltung ihre Grundstücke wieder in Besitz 
nehmen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Januar 1992 

Die Streitkräfte der ehemaligen Sowjetunion (WGS) haben damit begon- 
nen, nicht mehr benötigte Teile des Truppenübungsplatzes Colbitz-Letz- 
linger-Heide an die Bundesvermögensverwaltung zu übergeben. Die 
Übergabe erfolgt in Erfüllung der völkerrechtlichen Verpflichtungen aus 
dem deutsch-sowjetischen Aufenthalts- und Abzugs vertrag. 


36. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Steht die mit Jahresbeginn 1992 in der Colbitz- 
Letzlinger-Heide begonnene Beschilderung 
„Bundeseigentum - Betreten und Befahren . . ." 
mit der Absicht in Zusammenhang, die Colbitz- 
Letzlinger-Heide als Truppenübungsplatz für 
die Bundeswehr weiterzunutzen, und greift die 
Bundesregierung damit nicht einer Überprüfung 
der Rechtsansprüche des Landes Sachsen- Anhalt 
vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 27. Januar 1992 

Die Bundeswehr prüft derzeit, inwieweit sie den Platz nach Übergabe 
durch die WGS für ihre Zwecke benötigt. Ein Zusammenhang zwischen 
dieser Prüfung und der Beschilderung des Platzes besteht nicht. Die Prü- 
fung der Rechtsansprüche des Landes Sachen- Anhalt erfolgt unabhängig 
von der Beschilderung der Liegenschaft durch die dafür zuständigen 
Behörden auf der Grundlage des Artikels 21 des Einigungsvertrages. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Zu welchen zusätzhchen Mengen auf dem EG- 
Markt führt der im Vorschlag des Generaldirek- 
tors des GATT Dunkel vorgesehene Mindest- 
marktzugang zu niedrigen Zöllen von anfangs 
3 % bis später 5% des internen Verbrauchs bei 
den wichtigen landwirtschaftlichen Produkten 
wie z. B. Getreide, Milch, Butter, Käse, Schweine- 
und Rindfleisch sowie Geflügel? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 24. Januar 1992 

Der Vorschlag von GATT- Generaldirektor Dunkel sieht vor, auf der 
Datenbasis des Dreijahresdurchschnittes 1986 bis 1988 die Mindestmarkt- 
zugangsmöglichkeiten von 3 auf 5 % des internen Verbrauchs im Zeitraum 
1993 bis 1999 zu steigern, sofern diese Raten nicht erreicht sind. Für wich- 
tige Agrarprodukte ergeben sich folgende Mengen: 


37. Abgeordneter 

Günther 

Bredehorn 

(FDP) 


Produkt 

Import- 
menge 
1986 bis 
1988 

Maximal erforderliche 
zusätzliche Importmengen 
zur Erfüllung der 
der Verpflichtung von 


3% 

5% 

in 1 000 t 

Getreide 

7 457 

0 

0 

Weizen 

2 664 

0 

290 

Milch (Vollmilchwert) 

2 483 

887 

3 134 

Magermilchpulver 

2 

41 

69 

Butter 

80 

0 

10 

Käse 

111 

18 

104 

Eier 

42 

102 

198 

Fleisch insges. 

1 158 

0 

318 

Geflügel 

87 

77 

186 

Rindfleisch 

434 

0 

0 

Schweinefleisch 

84 

291 

541 


38. Abgeordneter Kann die Belastung für den deutschen Markt 

Günther gesondert ausgewiesen werden, wenn ja, wie 

Bredehorn hoch ist sie? 

(FDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 24. Januar 1992 

Eine mögliche Belastung der vergrößerten Mindestmarktzugangsmög- 
lichkeiten für den deutschen Markt kann nicht gesondert ausgewiesen 
werden. Im Rahmen des Europäischen Binnenmarktes, der am 1. Januar 
1993 beginnt, ist nur eine Betrachtung des gesamten EG -Marktes sinnvoll. 
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da die in einem Mitgliedstaat durch höhere Mindestzugangsmöglichkei- 
ten eventuell verdrängten Mengen die Märkte anderer Mitgliedstaaten 
belasten werden. 


39. Abgeordneter 

Günther 

Bredehorn 

(FDP) 


Wie groß sind die Chancen, während der ab- 
schließenden Phase noch zu einer Produktbünde- 
lung zu kommen, um damit den im Vorschlag des 
Generaldirektors des GATT Dunkel vorgesehe- 
nen Mindestmarktzugang bei Einzelprodukten 
abzumildern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 24, Januar 1992 

In seinem Vorschlag räumt GATT-General direkter Dunkel bereits ein, 
daß Abweichungen von dem grundsätzlichen Schema, die Verpflichtung 
an die vierstellige Zolltariflinie zu binden, in Konsultationen mit den 
betroffenen Vertragsparteien möglich sind. Die EG-Kommission als 
Verhandlungsführerin der Gemeinschaft beabsichtigt unter Berufung auf 
diese Klausel, eine Bündelung zu größeren Produktgruppen bei der Aus- 
handlung der Verpflichtungshsten durchzusetzen. Sie sieht dafür auch 
gute Chancen und wird von der Bundesregierung dabei unterstützt. Durch 
Bündelung z. B. aller Fleischarten kann insbesondere das Problem bei 
Schweinefleisch deutlich entschärft werden. 


40. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Trifft es zu, daß durch die Flächenstillegungsprä- 
mien Landwirte veranlaßt werden, vorhandenes 
ökologisch wichtiges Dauergrünland umzubre- 
chen, um es in Zukunft gegen Prämiengewäh- 
rung stillzulegen bzw. als Ersatz für stillgelegte 
Flächen zu nutzen, und sind der Bundesregie- 
rung regionale Schwerpunkte bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 27. Januar 1992 

Die fünfjährige Flächenstillegung, die im Rahmen der Grundsätze für die 
Förderung der Stillegung von Ackerflächen für das Wirtschaftsjahr 
1991/92 (Drucksache 12/1045) innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" durchgeführt 
wird, sieht in Nummer 2.1.3 vor, daß die stillzulegenden Flächen während 
des Bezugszeitraumes (1. Juli 1987 bis 30. Juni 1988; im Beitrittsgebiet 
mindestens das Jahr 1989) und bei Einreichung des Beihilfeantrages der 
Gewinnung von Erzeugnissen, für die eine gemeinsame Marktorganisa- 
tion besteht, gedient haben bzw. dienen müssen. Durch diese Regelung ist 
sichergestellt, daß nur Flächen in die Bezugsfläche aufgenommen wer- 
den, die mindestens seit dem 1. Juli 1987 als Acker genutzt worden sind. 

Nach Nummer 4.7 der genannten Förderungsgrundsätze müssen sich die 
an der Flächenstillegung teilnehmenden Landwirte grundsätzlich (Aus- 
nahmen unter gewissen Umständen nur im Beitrittsgebiet möglich) ver- 
pflichten, kein Grünland in Ackerland umzuwandeln. Dadurch wird ver- 
mieden, daß Landwirte die durch die Stillegung verringerten Erntemen- 
gen durch die Aufnahme der Produktion auf ehemaligen Grünlandflächen 
kompensieren. 
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Im Rahmen der einjährigen Rächenstillegung, die nach dem Rächen- 
stillegungsgesetz 1991 vom 22. Juli 1991 (BGBl. I S. 1582) durchgeführt 
wird, sieht Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2069/91 der Kom- 
mission vom 11. Juli 1991 (ABI. EG Nr. L 191 S. 19) vor, daß nur Flächen 
berücksichtigt werden, die im Hinbhck auf die Ernte 1991 mit Getreide, 
Ölsaaten und Eiweißpflanzen bebaut waren. Auch hier ist ein Grün- 
landumbruch durch an der Maßnahme teilnehmende Landwirte aus- 
geschlossen. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über Verstöße gegen 
diese Regelungen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


41. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS/Linke Liste) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Forde- 
rungen des Bundesministers für Wirtschaft zu 
entsprechen, die dieser in einem Artikel im „Han- 
delsblatt" am 26. September 1991 und in der ver- 
gangenen Woche vor der Presse in Bonn verkün- 
det hat, und spezielle ABM-Tarife mit niedrige- 
rem Entgelt notfalls auch gesetzhch festzulegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 24. Januar 1992 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, spezielle ABM-Tarife gesetzlich 
festzulegen. Die Bundesregierung respektiert die Freiheit der Tarifpartner 
zur autonomen Festsetzung von Tariflöhnen auch im Bereich der ABM- 
Arbeitsverhältnisse . 


42. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS/Linke Liste) 


Sieht die Bundesregierung in dem Vorschlag des 
Bundesministers für Wirtschaft, die Finanzierung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nur für 
sechs Monate zu sichern, einen Beitrag zur Förde- 
rung von Beschäftigungsgesellschaften in Ost- 
deutschland, unter deren Dach bis zu 150000 
Arbeitnehmer in förderungswürdigen Maßnah- 
men - z. B. Altlastensanierung und Aufbereitung 
von Gewerbeflächen - integriert werden sollen, 
nachdem bereits durch den Erlaß der „Bundesan- 
stalt für Arbeit" vom August 1991 eine Reduzie- 
rung des Lohnkosten- und Sachkostenzuschusses 
die Gesamtfinanzierung der ohnehin nur auf zwei 
Jahre befristeten Beschäftigungsgesellschaften 
gefährdet hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 24. Januar 1992 

Zur Beantwortung der Frage verweise ich auf meine Antwort in der 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 22. Januar 1992 zur Frage 34 des 
Abgeordneten Dr. Gerhard Riege (Plenarprotokoll 12/72, S. 6055/6056). 

Die dort genannten allgemeinen Vorgaben zu Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen gelten auch für Beschäftigungsgesellschaften. 


43. Abgeordneter 
Uwe 

Lambinus 

(SPD) 


Aus welchen Gründen werden bei der Über- 
nahme von bisherigen Dienstordnungs-Ange- 
stellten (DO-Angestellte) in das Beamtenverhält- 
nis durch das Bundesversicherungsamt deren 
bisherige Dienstzeiten als DO-Angestellte nicht 
angerechnet, und hält die Bundesregierung eine 
derartige Auslegung des § 12 Abs. 5 BLV wirklich 
für vertretbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Januar 1992 

Beim Bundesversicherungsamt - BVA - in Berlin wurde für die Prüfung 
der bundesunmittelbaren Krankenversicherungsträger gemäß § 274 
Sozialgesetzbuch (Fünftes Buch) - SGB V - die eigenständige Organisa- 
tionseinheit „Prüfdienst Krankenversicherung (PDK) " im Januar 1990 ein- 
gerichtet. Aus dem zeitlichen Erfordernis, den PDK bereits zu diesem Zeit- 
punkt funktionsmäßig aufzustellen, waren wegen der vom Beamten- bzw. 
Laufbahnrecht vorgesehenen Bedingungen kurzfristig personalwirt- 
schaftliche Probleme zu lösen. 

Da nur wenige Bundesbeamte (bei der Bundesknappschaft) zur Verfü- 
gung standen, die im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung aus- 
gebildet waren, mußte auch auf die Gruppe der DO-Angestellten des 
gehobenen Dienstes bei Orts- und Innungskrankenkassen zurückgegrif- 
fen werden. Eine Übernahme von Bewerbern aus dieser Gruppe, deren 
Besoldungs- und Versorgungsstruktur nach Artikel 8 des Zweiten Geset- 
zes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern (2. BesVNG) der von Bundesbeamten entspricht, führte 
zu der bekannten Problematik bezüglich der Befähigungsfeststellung und 
der Zulassung von Ausnahmen von den Laufbahnvorschriften über Min- 
destprobezeit, Erprobungszeit, Überspringen von Ämtern bei der Anstel- 
lung bzw. den Mindestbewährungszeiten für Beförderungen gemäß § 12 
Abs. 5 Bundeslaufbahnverordnung - BLV. Zur Übernahme solcher DO- 
Angestellten in den PDK hat sich der Bundespersonalausschuß in seiner 
Sitzung am 11. Dezember 1989 mit folgenden Regelungen einverstanden 
erklärt: 

- die Befähigung für die Laufbahn der besonderen Fachrichtung des 
gehobenen Dienstes „Dienst in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung" als anderer Bewerber nach § 21 BBG/§ 8 BLV in freier Würdigung 
nach Aktenlage festzustellen, 

- Ausnahmen von den Regelvorschriften der BLV über das Eingangsamt 
zur ranggleichen Übernahme zuzulassen, 

- Ausnahmen von den Probezeiterfordernissen zur statusgleichen Über- 
nahme bei DO-Angestellten im Dienstverhältnis auf Lebenszeit zu 
erteilen. 
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Hierbei setzt er voraus, daß die DO-Angestellten im Einzelfall die lauf- 
bahnrechtlichen Voraussetzungen und die fiktiven Werdegangsvoraus- 
setzungen für eine Übernahme in das Bundesbeamtenverhältnis zum Zeit- 
punkt der Einstellung erfüllen. 

Die DO-Angestellten wurden rang- und statusgleich in das Bundesbeam- 
tenverhältnis übernommen. Nach § 12 Abs. 5 BLV kann dem jetzigen Be- 
amten (und früheren DO-Angestellten) ein Amt der Besoldungsgruppe 
A 13 BBesO in der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes erst verlie- 
hen werden, wenn er eine Dienstzeit von 8 Jahren zurückgelegt hat. Als 
Dienstzeit wird nach § 12 Abs. 7 BLV die Zeit von der ersten Verleihung 
eines Amtes in der Laufbahn gruppe des gehobenen Dienstes an gerech- 
net; d. h. bei DO-Angestellten vom Zeitpunkt des Übertritts in das Bun- 
desbeamtenverhältnis an. Ausnahmen von der erforderlichen 8jährigen 
Dienstzeit im Bundesbeamtenverhältnis kann nur der Bundespersonal- 
ausschuß zulassen (§ 44 Abs. 1 Nr. 8 BLV). 

In einem Einzelfall hat der Bundespersonal ausschuß bereits am 16. De- 
zember 1991 auf meinen Antrag eine entsprechende Ausnahme mit der 
Maßgabe zugelassen, daß die Beförderung frühestens 3 Jahre nach der 
Übernahme in das Bundesbeamtenverhältnis vorgenommen werden darf. 


44. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Aus welchen Gründen hat es die Bundesregie- 
rung trotz entsprechender Anfrage seitens der 
Behinderten abgelehnt, zur Europäischen Mini- 
sterkonferenz „Independent Living for the Disa- 
bled" vom 7. bis 8. November 1991 in Paris offi- 
ziell einen behinderten Vertreter der Indepen- 
dent Living Bewegung aus Deutschland in bera- 
tender Funktion hinauszuziehen, obgleich an- 
dere Staaten wie Finnland, Frankreich, Holland, 
Norwegen und Schweden solche nationalen Ver- 
treter als Berater dabei hatten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 23. Januar 1992 

Zu der Ministerkonferenz waren außer den Regierungen der Mitglied- 
staaten des Europarats unter anderem - nicht zuletzt aufgrund deutscher 
Initiative - auch die auf europäischer Ebene anerkannten Behindertenor- 
ganisationen eingeladen, darunter auch das „European Network on Inde- 
pendent Living", dessen Delegation bei der Ministerkonferenz auch ein 
deutscher Teilnehmer angehörte. Von einer Einbeziehung von Behinder- 
tenorganisationen auch in die Delegation der Bundesregierung wurde 
abgesehen; wäre sie erfolgt, wären hierfür zunächst die Organisationen in 
Frage gekommen, die die in § 35 Abs. 3 des Schwerbehindertengesetzes 
genannten Kriterie erfüllen und deshalb im Beirat für die Rehabilitation 
der Behinderten vertreten sind. 


45. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Unter welchen Bedingungen bleiben in „Altfäl- 
len" anderweitige Einkünfte bei der Witwenrente 
anrechnungsfrei, und wie ist sichergestellt, daß 
die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
von den Rentenversicherungsträgern umgesetzt 
wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Januar 1992 

Neben dem früheren, bis zum 31. Dezember 1985 geltenden Hinterbliebe- 
nenrentenrecht bestand ein Anspruch auf eine Witwenrente bei Erfüllung 
der Wartezeit in jedem Falle ohne Berücksichtigung der konkreten Unter- 
haltssituation vor dem Tode des Ehemannes und ohne Anrechnung der 
eigenen Einkünfte der Witwe nach dem Tod des Ehemannes. Dagegen 
bestand ein Witwerrentenanspruch nur dann, wenn der überwiegende 
Unterhalt der Familie von der verstorbenen Ehefrau erbracht wurde. Diese 
Unterhaltsvoraussetzung führte dazu, da eine Witwerrente in der Regel 
nicht gewährt werden konnte. 

Diese Ungleichbehandlung von Männern und Frauen im Rentenrecht 
mußte aufgrund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
12. März 1975 beseitigt werden. Angesichts der Finanzlage der gesetz- 
hchen Rentenversicherung kam hierbei nur eine Lösung in Betracht, die 
kostenneutral war, also weder zu Mehraufwendungen noch zu Einsparun- 
gen führte. Dieser Anforderung entspricht die durch das Hinterbliebenen- 
renten- und Erziehungszeiten-Gesetz (HEZG) eingeführte Witwenren- 
te/Witwerrente mit Einkommensanrechnung. 

Nach diesem Gesetz sind die Anspruchsvoraussetzungen für eine Hinter- 
bliebenenrente für Witwer und Witwen gleich. Nach dem Tode des Ehe- 
gatten erhält der überlebende Ehegatte Witwenrente/ Witwerrente, wenn 
die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Bei Todesfällen ab 1. Januar 1986 ist jedoch sowohl auf die Witwen- als 
auch auf die Witwerrente - anders als bei Todesfällen bis zum 31. Dezem- 
ber 1985 - eigenes Erwerbs- bzw. Erwerbsersatzeinkommen des Berech- 
tigten zu 40% anzurechnen, soweit es einen Freibetrag überschreitet. 

Da Ehegatten, deren Lebensplanung auf das frühere Recht ausgerichtet 
war, sich nicht ohne weiteres auf das neue System der Hinterbliebenen- 
rente mit Einkommensanrechnung einstellen konnten, hat der Gesetz- 
geber einem bestimmten Personenkreis das Recht eingeräumt zu wählen, 
ob das neue oder das alte Hinterbliebenenrecht gelten soll. Sollte das alte 
Hinterbliebenenrecht maßgebend sein, mußte eine entsprechende Erklä- 
rung abgegeben werden; wurde keine Erklärung abgegeben, güt das 
neue Recht. 

Die Abgabe einer Erklärung für die Anwendung des alten Rechts hat zur 
Folge, daß die Witwe nach dem Tode des Ehemannes bei Erfüllung der 
Wartezeit Anspruch auf Witwerrente hat, Einkommen jedoch nicht anzu- 
rechnen ist. Eine Erklärung für die Anwendung des alten Rechts konnte 
wirksam nur abgegeben werden, wenn 

- die Ehe vor dem 1. Januar 1986 geschlossen worden war, 

- beide Ehegatten vor dem 1. Januar 1936 geboren waren und 

- die Erklärung übereinstimmend von beiden Ehegatten spätestens bis 
zum 31. Dezember 1988, also bei Tod bereits vor Ablauf der Frist, nicht 
allein vom überlebenden Ehegatten wirksam abgegeben wurde. 

Nach übereinstimmender Auffassung aller Rentenversicherungsträger 
konnte eine Erklärung bei Todesfällen in der Zeit yom 1. Januar 1986 bis 
zum 31. Dezember 1988, also bei Tod bereits vor Ablauf der Frist, nicht 
allein vom überlebenden Ehegatten wirksam abgegeben werden. 

Im Gegensatz zu dieser Auffassung der Rentenversicherungsträger hat 
das Bundessozialgericht durch mehrere Urteile entschieden, daß wegen 
einer Regelungslücke im Gesetz bei Todesfällen in der Zeit vom 1. Januar 
1 986 bis zum 3 1 . Dezember 1988 der überlebende Ehegatte trotz fehlender 
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übereinstimmender Erklärung beider Ehegatten zur Anwendung des 
alten Hinterbliebenenrentenrechts einen Anspruch auf Witwen- bzw. 
Witwerrente ohne Einkommensanrechnung hat, wenn der überlebende 
Ehegatte das Wahlrecht durch einseitige Erklärung bis zum 31. Dezember 
1988 ausgeübt hat. 

Die Rentenversicherungsträger haben beschlossen, dieser Rechtspre- 
chung zu folgen. Sie sind sogar noch einen Schritt weitergegangen. Sie 
wenden die Entscheidungen des Bundessozialgerichts auch in den Fällen 
an, in denen sich der überlebende Ehegatte innerhalb der Frist weder aus- 
drücklich noch indirekt für das alte Hinterbliebenenrentenrecht ausge- 
sprochen hat. 

Die Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Rechtsprechung des Bun- 
de ssozialgerichts auf die Fälle, in denen bis zum 31. Dezember 1988 keine 
Erklärung durch den überlebenden Ehegatten abgegeben wurde, erfolgte 
im Hinblick darauf, daß die Berechtigten im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts insofern allgemein falsch beraten worden waren. Im 
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit (Aufklärungsschriften, Presse, Rund- 
funk, Fernsehen) war durch die Rentenversicherungsträger die Auffas- 
sung vertreten worden, daß eine wirksame Erklärung für die Anwendung 
des alten Hinterbliebenenrentenrechts nur übereinstimmend von beiden 
Ehegatten abgegeben werden könne, nach dem Tode eines Ehegatten 
also nicht mehr möglich sei. Der überlebende Ehegatte wird nunmehr im 
Rahmen eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs von dem Renten- 
versicherungsträger so gestellt, als hätte er sich - sofern es für ihn günsti- 
ger ist - vor Ablauf der Erklärungsfrist für das alte Recht ausgesprochen. 

Das bis zum 31. Dezember 1985 maßgebende alte Hinterbliebenenrenten- 
recht gilt - wenn es für den hinterbliebenen Ehegatten günstiger ist - auch 
ohne Abgabe einer Erklärung, wenn 

- der Tod in der Zeit vom 1. Januar 1986 bis 31. Dezember 1988 eingetre- 
ten ist, 

- beide Ehegatten vor dem 1. Januar 1936 geboren sind, und 

- die Ehe vor dem 1. Januar 1986 geschlossen worden ist. 

Die Rentenversicherungsträger haben zugesichert, daß alle Fälle, in 
denen der Tod in der Zeit vom 1 . Januar 1 986 bis 3 1 . Dezember 1 988 einge- 
treten ist und Einkommen angerechnet wurde, von Amts wegen aufgegrif- 
fen und die Bescheide zurückgenommen werden. 


46. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Welche Gründe sprechen nach Ansicht der 
Bundesregierung dagegen, die Abgrenzung des 
Personenkreises „leitender Mitarbeiter" gemäß 
§ 6 Abs. 2 Anspruchs- und Anwartschaftsüber- 
prüfungsgesetz (AAÜG), nach der tatsächlich 
ausgeübten Funktion anstelle der damit erzielten 
Einkommenshöhe gemäß Anlage 4 AAÜG vorzu- 
nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Januar 1992 

Das Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG) regelt für 
Personen, die während ihres Erwerbslebens einen erheblichen Beitrag zur 
Stärkung oder Aufrechterhaltung des politischen Systems der ehemaligen 
DDR geleistet haben, daß ihr im Rahmen dieser Tätigkeit bezogenes Ein- 
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kommen nicht in vollem Umfang, sondern nur begrenzt der Rentenbe- 
rechnung zugrunde gelegt werden darf. Damit wird verhindert, daß sich 
eine mit einer derartigen Funktion verbundene einkommensmäßige Bes- 
serstellung während des Erwerbslebens auch noch auf die Höhe der späte- 
ren Rente aus wirkt. Maßstab für diese im breiten parlamentarischen Kon- 
sens gefundene Regelung war grundsätzlich die Stellung des einzelnen im 
politischen oder gesellschaftlichen System der ehemaligen DDR. In § 6 
Abs. 3 AAÜG wurden deshalb die Funktionen genannt, während deren 
Ausübung das Einkommen nur bis zur Höhe des Durchschnittsentgelts für 
die Rentenberechnung berücksichtigt werden kann. 

Die Bezeichnung von Tätigkeiten anstelle der mit einer bestimmten Funk- 
tion verbundenen Einkommenshöhe in besonderen Versorgungssyste- 
men hätte zu einer umfangreichen Aufzählung geführt, die zudem von 
vornherein mit erheblichen Mängeln behaftet gewesen wäre. Einmal 
hätte nicht sichergestellt werden können, daß die Liste abschließend 
gewesen wäre, so daß ständige Nachbesserungen an dem Gesetz erfor- 
derlich gewesen wären. Zum anderen hätte jeder Einzelne, der eine solche 
Tätigkeit ausgeübt hat, für sich in Anspruch genommen, nicht „systemför- 
dernd " tätig gewesen zu sein, mit der Folge einer Vielzahl von Rechtsstrei- 
tigkeiten. Im übrigen war und ist nicht bekannt, ob jede Tätigkeit immer 
gleich bezeichnet wurde und gleichen Bezeichnungen immer gleiche 
Tätigkeiten zugrunde lagen. Unter Berücksichtigung von Gleichbehand- 
lungsgrundsätzen ist deshalb als weiteres Kriterium bei der Rentenfestset- 
zung nur die Einkommenskomponente gewählt worden, wobei die in An- 
lage 7 AAÜG genannten Personengruppen von der Einkommensbegren- 
zung generell ausgenommen sind, weil bei Ihnen davon ausgegangen 
wurde, daß sie durch ihre Tätigkeit keinen erheblichen Beitrag zur Stär- 
kung oder Aufrechterhaltung des politischen Systems der ehemaligen 
DDR geleistet haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


47. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Welche Garantien hat die Bundesregierung bei 
ihren umfangreichen, zwischen Juni und Novem- 
ber 1991 zugesagten Waffenheferungen aus dem 
Bestand der ehemaligen NVA an die Türkei bei 
der türkischen Regierung erwirkt, um einen End- 
verbleib des Wehrmaterials im Empfängerland 
sicherzustellen und eine Weitergabe an andere 
Länder auszuschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 22. Januar 1992 

In den deutsch- türkischen Abkommen über NATO -Verteidigungshilfe, 
Materialhilfe sowie Rüstungssonderhilfe verpflichtet sich die Republik 
Türkei, „dritten Personen, die nicht im Dienste ihrer Regierung stehen, 
und dritten Staaten nicht ohne vorherige Zustimmung der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland den Besitz oder die Nutzung an den Ver- 
tragsgegenständen oder diesen das Eigentum hieran zu übertragen. " 

Seit 1964, dem Beginn der deutschen Hilfen, sind keine türkischen Ver- 
tragsverletzungen bekannt. 
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48. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Wie nimmt die Bundesregierung zu Behauptun- 
gen von Sprechern Armeniens Stellung, nach 
denen im armenisch-aserbaidschanischen Kon- 
flikt inzwischen ehemalige NV A-Waffen, die 
über die Türkei ins Land gelangen, zum Einsatz 
kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 22. Januar 1992 

Der Bundesregierung sind keinerlei Hinweise bekannt, daß die Türkei 
Waffen nach Aserbaidschan geliefert oder die Lieferung von Waffen zuge- 
lassen hat. 


49. Abgeordneter 

Dr. Olaf 
Feldmann 

(FDP) 


Wie und in welchem Maße wird sich das Konzept 
der deutschen Luftverteidigung aufgrund der 
fundamental veränderten sicherheitspolitischen 
Rahmenbedingungen in Europa durch die politi- 
schen Umbrüche in Osteuropa und im Nachfolge- 
staatensystem (GUS) der ehemaligen Sowjet- 
union ändern? 


50. Abgeordneter 

Dr. Olaf 
Feldmann 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 23. Januar 1992 

Das deutsche Konzept der Luftverteidigung wird derzeit der veränderten 
sicherheitspolitischen Lage und dem Risiko Spektrum in Europa sowie den 
sich abzeichnenden neuen Aufgaben angepaßt. Diese Anpassung erfolgt 
in enger Abstimmung mit allen Bündnispartnern, die einen Beitrag zur 
Integrierten NATO -Luftverteidigung in Europa leisten. 

Luftverteidigung bleibt eine Aufgabe im NATO-Bündnis. Sie ist ein 
wesentliches Element defensiver Streitkräftestrukturen. Der deutsche 
Beitrag bleibt auch in der Zukunft zum einen auf den Verfassungsauftrag 
Schutz des Staatsgebietes der Bundesrepublik Deutschland und zum 
anderen auf die Verpflichtung nach dem NATO-Vertrag Schutz des Bünd- 
nisgebietes ausgerichtet. Unverzichtbar ist daher die Luftverteidigungs- 
integration. 

Für die neuen Bundesländer sind bis zum Abzug der sowjetischen Trup- 
pen aus Deutschland im Frieden nur nationale Kräfte und Mittel zur Luft- 
verteidigung vorgesehen. 

Das Luftverteidigungskonzept sieht unverändert den Raumschutz vor. In 
der Vergangenheit wurde der Raumschutz aufgrund der „gerichteten 
Bedrohung" durch die grenznahe Dislozierung von Flugabwehrraketen- 
kräften in Form eines Gürtels und den ergänzenden Einsatz von Jagdflug- 
zeugen sichergestellt. 


Welche Elemente der Luftverteidigung (z. B.: 
Luftraumkontroll-, Aufklärungs-, Abfang- und 
Schutzaufgaben) werden in Zukunft eine wichti- 
gere Rolle oder eine weniger wichtige Rolle spie- 
len, und welche Aufgabenteilung ist dabei 
zwischen bemannten Luftfahrzeugen (Jäger, 
Aufklärer und Jagdbomber) und unbemannten 
Systemen, vor allem einer bodengestützten 
Raketenabwehr, vorgesehen? 
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Zukünftig werden aufgrund des erweiterten Schutzgebietes, der Reduzie- 
rung der Kräfte und der abnehmenden Präsenz insbesondere auch der alli- 
ierten bodengestützten LV-Verbände konzeptionelle Vorstellungen zum 
Raumschutz verändert. Konkrete Reduzierungs schritte und eine drastige 
Verringerung der Bereitschaftsstufen wurden bereits durchgeführt. 
Schutzobjekte mit hoher Bedeutung, wie Bevölkerungszentren, lebens- 
wichtige zivile und militärische Ressourcen sowie für die Verteidigung 
notwendige Anlagen und Kräfte einschließlich der Aufwuchs- und Ver- 
stärkungseinrichtungen werden durch Luftverteidigungskräfte besonders 
geschützt. Die konzeptionelle Kernfrage lautet nicht mehr: Gegen wen 
schützen wir uns, sondern was verdient besonderen Luftverteidigungs- 
schutz? 

Die Vielzahl dieser Objekte läßt den Schutz ausschließlich durch boden- 
gestützte LV-Kräfte mit einem wirtschaftlich vertretbaren Aufwand nicht 
zu. Verdichteter LV-Schutz durch bodengestützte Waffensysteme muß 
daher essentiellen Räumen Vorbehalten bleiben, in denen stationäre wie 
mobile Objekte liegen. Hier sind die besonderen Fähigkeiten der Flugab- 
wehrraketenkräfte, ihr hohes Durchhaltevermögen, ihre Mobilität und die 
derzeit noch alleinige Möglichkeit zur Flugkörperabwehr durch das Waf- 
fensystem PATRIOT unverzichtbar. Ausgewählte Rugabwehrraketen- 
kräfte sind zukünftig Bestandteil von Krisenreaktionskräften im bündnis- 
weiten Einsatz der NATO. 

Jagdflugzeuge, mit ihren inhärenten Fähigkeiten zur schnellen und 
weitreichenden Schwerpunktbildung, schützen als flexibles einsetzbares 
Element der Luftverteidigung das gesamte Gebiet, in dem Flugabwehr- 
raktenkräfte nicht wirken. Im Frieden sind sie das einzige Mittel zur Wahr- 
nehmung lufthoheithcher Aufgaben zur Sicherstellung der staatlichen 
Souveränität im Luftraum der Bundesrepublik Deutschland. In der Krise 
sind Jagdflugzeuge ein Instrument der politischen Leitung zur Krisenbe- 
wältigung und ein wesentlicher Bestandteil von Krisenreaktionskräften 
der NATO. Im Krieg sind sie für verbundene Luftkriegsoperationen unver- 
zichtbar. 

Die künftige Luftverteidigung wird ihrem Aufgabenspektrum nur 
gerecht, wenn auch weiterhin ein ausgewogenes Potential von Führungs- 
und Luftraumüberwachungseinrichtungen sowie leistungsfähigen LV- 
Kräften von Rugabwehrraktensystemen und Jagdflugzeugen in einer 
wirksamen Mischung bereitgehalten wird. Eine absolute Wichtung der 
einzelnen Komponenten ist weder möglich noch sinnvoll, da sie nur im 
Verbund allen denkbaren Einsatzfällen angemessen begegenen können, 
im Frieden, in der Krise und im Verteidigungsfall, innerhalb Deutschlands 
und bei Einsätzen an den Grenzen des Bündnisses und gemeinsam mit 
den Kräften der Allüerten. 

Die Aufgabe der Luftverteidigung, mit einer geringeren Anzahl von Kräf- 
ten ein erweitertes Territorium zu schützen, weist den Jagdflugzeugen 
aufgrund ihrer Fähigkeit zu schneller, weiträumiger Reaktion eine höhere 
Bedeutung zu als in der Vergangenheit. 


51. Abgeordneter 

Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß die vorgesehenen und 
bereits begonnenen Baumaßnahmen auf dem 
militärischen Rughafen Briest bei der Stadt Bran- 
denburg keine wesentliche Änderung und Erwei- 
terung im Sinne des § 6 des Luftverkehrsgesetzes 
sind und daher rechtlich keine geschützten Inter- 
essen sowohl in qualitativer wie in quantitativer 
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Hinsicht der Stadt Brandenburg berührt werden 
und deshalb die Einhaltung eines luftverkehrs- 
technischen Genehmigungsverfahrens bzw. an- 
derer Genehmigungsverfahren (Raumordnungs- 
verfahren, Planungsfeststellungsverfahren) durch 
den Bund nicht zwingend notwendig sind? 


52. Abgeordneter 

Dr. Hans-Hinrich 
Knaape 

(SPD) 


Ist nach Abschluß der Bauvorhaben auf dem mili- 
tärischen Rughafen Briest bei der Stadt Branden- 
burg ein gemischter Flugbetrieb sowohl der Bun- 
desluftwaffe als auch durch zivile Nutzer vorge- 
sehen, und welche rechtlichen Vereinbarungen 
sollen dazu mit dem Land Brandenburg abge- 
schlossen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 23. Januar 1992 

Rugplätze bedürfen einer ergänzenden Genehmigung im Sinne des § 6 
des Luftverkehrsgesetzes, wenn wesentliche bauliche oder flugbetrieb- 
liche Änderungen zu einer erheblichen Erhöhung der Belastung für die 
Umgebung des Flugplatzes führen können. Im Rahmen der Planungen für 
den Flugplatz Briest wird zur Zeit geprüft, ob rechtlich geschätzte Interes- 
sen der umliegenden Gemeinden bzw. der Stadt Brandenburg betroffen 
sind. Das Ergebnis der Überprüfung bleibt abzuwarten. 

Begonnene Baumaßnahmen dienen der Erhaltung der vorhandenen Ge- 
bäude und flugtechnischen Anlagen zur Aufrechterhaltung des Flugbe- 
triebes und der Bewohnbarkeit der Unterkünfte. Mit einem Ausbau wurde 
noch nicht begonnen. Nach den derzeitigen Planungen ist ein gemischter 
militärisch/ziviler Flugbetrieb auf dem Flugplatz Briest nicht vorgesehen. 
Bisher hat sich noch kein ziviler Bedarfsträger an das Bundesministerium 
der Verteidigung gewandt. 


53. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Flugbewegungen von Militär- 
maschinen über Freiburg sich im Dezember 1991 
wieder verstärkt haben, und was ist bei einer 
Zunahme die Ursache? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Willy Wimmer 
vom 24. Januar 1992 

Die Zahl der Flugbewegungen im zeitweilig reservierten Luftraum (Tem- 
porary Reserved Airspace = TRA) 206 über dem Südschwarzwald lag im 
Dezember 1991 um ca. 10% über der des Monats November. Dies ist auf 
die relativ stabile Hochdruckwetterlage im Dezember mit entsprechend 
guten Witterungsbedingungen zurückzuführen. 


54. Abgeordnete 
Sigrun 
Löwisch 

(CDU/CSU) 


Wann kann damit gerechnet werden, daß die 
Kreiswehrersatzämter, darunter auch das Kreis- 
wehrersatzamt Ravensburg, zur Erleichterung 
der Kommunikation mit Bürgern, Abgeordneten 
und anderen Dienststellen mit Telefaxgeräten 
ausgestattet werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig 
vom 29. Januar 1992 


In den neuen Bundesländern sind die Kreiswehrersatzämter bereits mit 
Telefaxgeräten ausgestattet. 

In den alten Bundesländern wurde 1991 mit der Ausstattung begonnen. 
Sie ist überwiegend abgeschlossen. 

Der restliche Bedarf an Telefaxgeräten soll vorbehaltlich der Bewilligung 
der erforderlichen Haushaltsmittel bis 1993 erfüllt werden. 


Für das Kreiswehrersatzamt Ravensburg ist ein Telefaxgerät bereitge- 
stellt. Es soll im Februar 1992 in Betrieb genommen werden. 


55. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung nunmehr zur Räumung der durch die US- 
Streitkräfte in der Stadt Mainz und deren Umland 
aufzugebenden Liegenschaften vor, insbeson- 
dere den Lee-Barracks in Mainz-Gonsenheim 
und den McCully-Barracks/ Airfield in Mainz- 
Finthen bzw. Wackernheim? 


56. Abgeordneter Wann ist ggf. mit einer Entscheidung über den 

Dr. Eckhart Anschlußbedarf der Bundeswehr zu rechnen? 

Pick 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig 
vom 28. Januar 1992 


Die Bundesregierung ist darüber unterrichtet, daß die US-Streitkräfte das 
Rail Transportation Office (Fahrkartenausgabe) in Mainz am 27. Septem- 
ber 1991 geschlossen haben. Die Lee-Kaserne in Mainz soll bis zum 
30. September 1992 teilweise geräumt werden. 


Die McCully-Barracks und das McCully- Airfield in Mainz-Finthen bzw. 
Wackernheim gehören nicht zu den Liegenschaften, deren Aufgabe die 
amerikanischen Streitkräfte angekündigt haben. 


Es ist beabsichtigt, einige der freiwerdenden Gebäude der Lee-Kaserne 
zur Unterbringung von Dienststellen der Wehrverwaltung und von Bun- 
deswehr-Fachschülern zu nutzen. Die hierfür eingeleiteten Detailunter- 
suchungen werden voraussichtlich im Sommer 1992 abgeschlossen sein. 


Über weitere Freigaben bestehen Planungen der US-Streitkräfte, die 
Gegenstand von Konsultationen mit der Landesregierung sind. Hierüber 
kann ich Sie unterrichten, sobald sich Konkretes abzeichnet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Frauen 
und Jugend 


57. Abgeordnete 

Ortrun 

Schätzle 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausbrei- 
tung der Scientology-Kirche Deutschland e. V. 
vor dem Hintergrund der gesellschaftlich-politi- 
schen Werte des Grundgesetzes, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun im Hinblick 
auf die Ergebnisse, die die Anhörung „Jugend- 
sekten" im Ausschuß für Frauen und Jugend am 
9. Oktober 1991 erbrachte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 27. Januar 1992 


Im Zuge der Auseinandersetzung mit dem Problemfeld „Jugendreligio- 
nen/Jugendsekten" vertritt die Bundesregierung nach wie vor die Auffas- 
sung, daß die „Scientology-Kirche Deutschland e. V." weder eine Reli- 
gionsgemeinschaft noch eine Weltanschauungsgemeinschaft ist und sich 
deshalb auch nicht auf das Grundrecht des Artikels 4 Abs. 1 und 2 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Weimarer Reichs Verfassung 
berufen kann, weil die Ziele dieser Gruppierung eindeutig auf wirtschaft- 
hche Aktivitäten ausgerichtet sind und die Behauptung, eine Religions- 
oder Weltanschauungsgemeinschaft zu sein, nur eine Schutzbehauptung 
darstellt. In einem z. Z. in erster Instanz laufenden Verwaltungsstreitver- 
fahren der „Scientology-Kirche Deutschland e. V." gegen die Bundes- 
republik Deutschland steht auch diese Frage, inwieweit sich die „Sciento- 
logy-Kirche Deutschland e. V." auf das Grundrecht nach Artikel 4 Abs. 1 
und 2 des Grundgesetzes berufen kann, zur Klärung an. 

. Der Ausgang des Verfahrens bleibt abzuwarten. 

Mitte Februar 1992 findet eine ausführliche Erörterung zum Problem- 
bereich „ Jugendreligionen/Jugendsekten" mit allen Bundesländern statt. 
Im Mittelpunkt dabei steht eine Situationsanalyse des Problemfeldes 
„Jugendreligionen/Jugendsekten" in den einzelnen Bundesländern mit 
Schwerpunkt in den neuen Bundesländern. Die Expansionsbemühungen 
der „Scientology-Kirche Deutschland e. V." werden in diesem Rahmen 
besondere Behandlung finden. 

Das Bundesministerium für Frauen und Jugend gibt eine wissenschaft- 
hche Untersuchung in Auftrag, die in erster Linie abgesicherte Erkennt- 
nisse über die Zahl junger Menschen bringen soll, die sich den „ Jugend- 
religionen/Jugendsekten" zuwenden bzw. von ihnen „an geworben" wer- 
den. Die Untersuchung soll auch Aussagen über mögliche Ursachen für 
die Zuwendung junger Menschen zu den „Jugendrehgionen/Jugend- 
sekten" bringen. 

Die genannten Aktivitäten der Bundesregierung decken sich insoweit 
auch mit den Anregungen des Ausschusses für Frauen und Jugend des 
Deutschen Bundestages im Rahmen der durchgeführten Anhörung am 
9. Oktober 1991. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Famiiie 
und Senioren 


58. Abgeordnete 
Sigrun 
Löwisch 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung im Interesse der Erleich» 
terung der Antragstellung und der Vermeidung 
von Anspruchsverlusten beim Bundeserzie- 
hungsgeld bereit, den Städten und Gemeinden in 
der Bundesrepublik Deutschland Merkblätter 
über das Bundeserziehungsgeld mit dem Ziel zur 
Verfügung zu stellen, daß diese von den Stanr 
desämtern anläßlich der Anmeldung der Gebur- 
ten zum Register den Eltern mit der Geburts- 
urkunde übergeben bzw. übersandt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 29. Januar 1992 

Zusammen mit den Bundesländern hat das Bundesministerium für Familie 
und Senioren ein Informationssystem aufgebaut, durch das die erforder- 
lichen Informationen über Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub wirk- 
sam vermittelt werden. Die Bundesregierung stellt jährlich etwa 1 Million 
Broschüren zur Verfügung. Dies wird - bei etwa 760000 erwarteten 
Geburten - auch in diesem Jahr geschehen. Vorab sind Informationen zu 
den Neuregelungen im Bundeserziehungsgeldgesetz an die Länder zur 
Verbreitung über die Erziehungsgeldstellen versandt worden. Die Bro- 
schüren werden von Erziehungsgeldstellen, Krankenkassen und Gemein- 
den angefordert. Darüber hinaus versendet sie der Bundesminister für 
Familie und Senioren an einzelne Interessenten. 

Wenn sich noch mehr Städte und Gemeinden als bisher entschließen, die 
Broschüren zur Verteilung an Eltern anzufordern, ist dies zu begrüßen. 

Nach allen vorliegenden Daten erreichen die Informationen die Eltern. 
Nur 3% der Eltern nehmen Erziehungsgeld nicht in Anspruch. Ursache 
dafür sind - soweit erkennbar - nicht fehlende Informationen, sondern 
bewußte Entscheidungen der Eltern. Auch in den neuen Bundesländern 
entspricht das Informationsniveau dem in den alten Bundesländern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


59. Abgeordnete 

Barbara 

Weiler 

(SPD) 


Trifft es zu, daß mit dem nächsten Fahrplanwech- 
sel die Deutsche Bundesbahn die Streichung des 
D-Zug-Halts Wächtersbach zwischen Fulda und 
Frankfurt/Main vorsieht, und wenn ja, welche 
Gründe kann die Bundesregierung hierfür 
nennen? 
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60. Abgeordnete 

Barbara 

Weiler 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 29. Januar 1992 

Die Deutsche Bundesbahn beabsichtigt nicht, den D-Zug-Halt Wächters- 
bach zum Fahrplanjahr 1992/93 aufzugeben. Es werden weiterhin 
Schnellzüge in Wächtersbach halten. Dieses Angebot wird durch Eilzüge 
im Stunden-Takt und weitere Nahverkehrszüge ergänzt, so daß den 
Reisenden aus/nach Wächtersbach, Bad Orb und Umgebung ein nach- 
fragegerechtes Schienenpersonenverkehrsangebot zur Verfügung steht. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Wächters- 
bach die einzige D-Zug-Haltestelle zwischen den 
80 Kilometer auseinanderliegenden Stationen 
Fulda und Hanau ist, daß von hier aus die unmit- 
telbar benachbarten Kurorte Bad Orb und Bad 
Soden- Salmünster bedient werden, daß außer- 
dem dies der zentrale Zustiegspunkt führ Fahr- 
gäste aus Teilen von Vogelsberg und Spessart 
Richtung Frankfurt/Main ist, und wie begründet 
die Bundesregierung angesichts dieser Tat- 
sachen die vorgesehene Streichung dieser 
D-Zug- Station? 


61. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wann ist mit dem Einsatz von Doppelstockwagen 
durch die Deutsche Bundesbahn auf den über- 
lasteten Strecken im Münchener Regionalver- 
kehr, speziell auf der Strecke München — Mühl- 
dorf zu rechnen, nachdem die Deutsche Bundes- 
bahn Pressemeldungen zufolge Doppelstock- 
wagen auf der Strecke München — Augsburg 
einsetzen will, und hierfür in diesem Jahr 75 Dop- 
pelstock-Reisezugwagen anschaffen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 28. Januar 1992 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) plant den Einsatz von Doppelstockreise- 
zugwagen nach ihrer Auslieferung durch die Industrie ab Sommer 1993 in 
folgender Reihenfolge : 

1. München — Augsburg — Donauwörth — Treuchtlingen und 
München — Ingolstadt — Treuchtlingen 

2. München — Landshut — Passau/Regensburg 

3. München — Mühldorf. 


62. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Welche Doppelstock-Reisezugwagen von wel- 
chen Herstellern wird die Deutsche Bundesbahn 
beschaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 28. Januar 1992 

Die 75 Doppelstockwagen wurden bei der Schienenfahrzeugindustrie 
ausgeschrieben. Die DB hat den Auftrag noch nicht vergeben. 
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63. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Hat diö Deutsche Bundesbahn den Einsatz von 
evtl, überzähligen Doppelstockwagen der Deut- 
schen Reichsbahn im Münchener Regionalver- 
kehr geprüft, und wenn ja, mit welchen Ergebnis- 
sen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 28. Januar 1992 

Die Verwendung von Reichsbahn-Doppelstockwagen im Münchner 
Regionalverkehr wurde geprüft. Von einem Einsatz hat die DB abgesehen, 
weil die Wagen der Deutschen Reichsbahn mit einer Fußbodenhöhe im 
Einstiegsbereich von nur 60 cm für die im Münchner Raum durchgehend 
vorhandenen Bahnsteige mit 76 cm Höhe ungeeignet sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


64. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß in Italien Jagd- und Naturschutzvorschriften, 
die unserem oder EG-Standard entsprechen, bis- 
lang kaum verwirklicht worden sind? 


65. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, hier auf die italienische Regierung ein- 
zuwirken, um insbesondere den Vogelschutz 
erheblich zu verstärken und eine Einschränkung 
der Liste der jagdbaren Vögel gemäß der EG- 
Richtlinie zu erreichen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 28. Januar 1992 

Die Bundesregierung bedauert es, daß unser Naturschutzstandard nicht 
immer in allen EG-Mitgliedstaaten durchgesetzt werden kann. 

Die im Bereich des Vogelschutzes derzeit auf EG-Ebene besonders zu 
beachtende Rechtsnorm ist die Vogelschutzrichtlinie. Die mangelhafte 
oder unvollständige Umsetzung der Vogelschutzrichtlinie in Italien ist in 
der Vergangenheit von der dafür zuständigen EG-Kommission wiederholt 
gerügt worden. Der Europäische Gerichtshof hat Italien verurteilt, die fest- 
gestellten Mängel abzustellen. 

Daraufhin wurde inzwischen ein neues Jagdgesetz vom italienischen Par- 
lament beschlossen und wird derzeit im Senat beraten. 

Wenn die bisherigen Informationen zutreffen, dürfte nach der Verabschie- 
dung dieses Gesetzes die Voraussetzung für eine einheitliche Anwendung 
des EG-Rechts im Bereich des Vogelschutzes gegeben sein. Die EG-Kom- 
mission wird dann zu prüfen haben, ob damit wirklich alle Vorgaben der 
Vogelschutzrichtlinie erfüllt sind. 


35 



Drucksache 12/2028 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


66. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(FDP) 


Wie steht die Bundesregierung zu der von mehre- 
ren EG-Mitgliedsländern betriebenen Aufnahme 
von sieben weltweit gehandelten und im Bestand 
gefährdeten Tropenholzarten in das „Washingto- 
ner Artenschutzübereinkommen", wonach der 
Handel mit diesen Hölzern, die vom Aussterben 
bedroht sind, dann verboten oder beschränkt 
wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 27. Januar 1992 


Die bisher vorgelegten Antragsbegründungen und Informationen zu den 
sieben Tropenholzarten reichen noch nicht aus, die Anträge vollständig zu 
bewerten. Daher kann die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregie- 
rung noch nicht abgeschlossen werden. 


67. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Welche Verpackungsmaterialien hält die Bun- 
desregierung im Bereich der Obst- und Gemüse- 
verpackungen unter Umweltgesichtspunkten für 
sinnvoll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 27. Januar 1992 


Die Umweltbewertung von Verpackungen berührt eine komplexe The- 
matik. Vorliegende und laufende Ökobilanzstudien zum Thema „ Verpak- 
kungen" machen deutlich, daß nicht die Verwendung eines bestimmten 
Materials allein, sondern die Gesamtgestaltung eines Verpackungs- 
systems (Einweg-Mehrweg, Transportentfernungen, erforderlicher Ver- 
packungsaufwand, Recyclingmöglichkeiten, Entsorgungsprobleme) die 
Umweltbewertung eines Produktes bzw. einer Verpackung entscheidend 
beeinflussen. Bis zum Vorliegen entsprechender Ökobüanzergebnisse 
können deswegen keine abschließenden Bewertungen für Obst- und 
Gemüseverpackungen abgegeben werden. 

Unabhängig davon hat die Bundesregierung mit der Verabschiedung der 
Verpackungsverordnung einige Kriterien für Verpackungen vorgegeben, 
die anzustreben sind. So sollen nach § 1 VerpackV Verpackungen 

- nach Volumen und Gewicht auf das zum Schutz des Füllgutes und auf 
das zur Vermarktung unmittelbar notwendige Maß beschränkt wer- 
den, 

- so beschaffen sein, daß sie wiederbefüllt werden können, soweit dies 
technisch möglich und zumutbar sowie vereinbar mit den auf das Füll- 
gut bezogenen Vorschriften ist, 

- stofflich verwertet werden, soweit die Voraussetzungen für eine Wie- 
derfüllung nicht vorliegen. 

Diese Ziele können zugleich auch als Bewertungskriterien für Verpak- 
kungsmaterialen auch aus dem Obst- und Gemüseverpackungsbereich 
dienen. 
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68. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der Einzelhandel als Konsequenz aus der 
Verpackungsverordnung Holzsteigen für Obst 
und Gemüse nicht mehr zuläßt, und hält die 
Bundesregierung dieses Vorgehen trotz vorhan- 
dener Wiederverwendungs- und Verwertungs- 
garantien mit den Zielen der Verpackungs- 
verordnung vereinbar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 27. Januar 1992 

Mit der Verpackungsverordnung wurde der Wirtschaft ein rechthcher 
Rahmen vorgegeben, innerhalb dessen ein eigenverantwortliches Han- 
deln möglich ist. Die Bundesregierung erwartet, daß durch ein solches 
Vorgehen einzelfallbezogene umweltoptimierte Verpackungslösungen 
gefunden und realisiert werden können. 

Die Bundesregierung hält es deshalb für nicht angebracht, in den laufen- 
den Prozeß der Umsetzung der Verpackungsverordnung einzugreifen, 
solange die getroffenen Regelungen nicht verletzt werden. 

Hinsichtlich Holzverpackungen gibt es durchaus Möglichkeiten einer 
stofflichen Verwertung. Mehrere Unternehmen der deutschen Entsor- 
gungswirtschaft bieten entsprechende Dienstleistungen an. Darüber hin- 
aus gilt es für den Verpackungswertstoff Holz wie auch für andere Ver- 
packungsmaterialien, daß neue Kapazitäten für eine stoffliche Verwer- 
tung gebrauchter Verpackungen aufzubauen sind. Dies gilt auch für Holz- 
steigen, denen ansonsten Konkurrenz durch Verpackungsmaterialien 
erwachsen dürfte, die ohne Probleme einer Wiederverwendung oder stoff- 
hchen Verwertung zugeführt werden können. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß u. a. auch der Handel darauf 
hin wirkt, von seinen Zulieferern Verpackungen zu erhalten, die den 
Anforderungen der Verpackungsverordnung entsprechen. 

Das geschilderte Vorgehen des Einzelhandels wäre im übrigen nur dann 
zu beanstanden, wenn hierbei kartellrechtlich relevante Absprachen zum 
Tragen kämen. Hiervon ist der Bundesregierung indessen bisher nichts 
bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


69. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(FDP) 


Ab wann können Fernsehzuschauer, die an das 
Kabelnetz in Schleswig- Holstein angeschlossen 
sind, damit rechnen, daß nach dem Ende des 
Sendebetriebes von DFF ein anderes Fernsehpro- 
gramm aus den neuen Bundesländern einge- 
speist wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wilhelm Rawe 
vom 29. Januar 1992 


Um ein Fernsehprogramm aus den neuen Bundesländern (NBL) in ein 
Breitbandverteilnetz einspeisen zu können, muß das über einen terrestri- 
schen Fernsehsender ausgesendete Fernsehprogramm am Ort der Rund- 
funkempfangsstelle (des entsprechenden Breitbandverteilnetzes) mit her- 
kömmlichem Antennenaufwand in ausreichender Qualität empfangen 
werden können. 


In den Fällen, in denen diese Möglichkeit gegeben ist, werden die Fern- 
sehprogramme aus den NBL- wie früher die Programme von DFF - selbst- 
verständlich eingespeist. 


Es ist physikalisch bedingt, daß die Aussendungen der terrestrischen 
Fernsehsender (in den NBL) nicht in allen Bereichen der alten Bundeslän- 
der empfangen werden können; d. h., die Fernsehprogramme aus den 
NBL stehen in diesen Bereichen für eine Einspeisung technisch nicht zur 
Verfügung. Dies trifft insbesondere für die neuen reginalen (3.) Fernseh- 
programme der NBL zu, die zunächst ausschließlich für den jeweiligen 
Bereich eines neuen Bundeslandes ausgesendet werden. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß für das Land Mecklenburg- Vorpommern kein eigen- 
ständiges regionales Fernsehprogramm produziert wird, sondern das 
regionale (3.) Fernsehprogramm des Norddeutschen Rundfunks ausge- 
sendet wird. 


Um die neuen Fernsehprogramme trotzdem z. B. in Schleswig-Holstein 
einspeisen zu können, müssen diese übertragungstechnisch, z. B. über 
Satellit, an die Breitbandverteilnetze in Schleswig-Holstein herangeführt 
werden. 


Eine diesbezügliche Entscheidung ist jedoch nicht Sache der Deutschen 
Bundespost TELEKOM, sondern der Programmanbieter. Beispiele für eine 
Satelliten-Heranführung sind u. a. das Bayerische bzw. Westdeutsche 
Fernsehen. Hierbei sind die notwendigen Vereinbarungen für eine 
bundesweite Verbreitung der regionalen Fernsehprogramme von den 
Programmanbietern betrieben worden. 


Für den Fall einer Programmheranführung entstehen dem Programman- 
bieter finanzielle Aufwendungen für die Bereitstellung eines entspre- 
chenden technischen Übertragungsweges durch die Deutsche Bundes- 
post TELEKOM (z. B. eines Satelhtenkanals mit den erforderlichen 
Sende- und Empfangserdfunkstellen). 

Darüber hinaus müssen die Programmanbieter die Deutsche Bundespost 
TELEKOM von Ansprüchen freistellen, die sich aus dem Urheberrechts- 
gesetz für die Rechteinhaber (Verwertungsgesellschaften) ergeben. Dies 
bedeutet, daß die Programmanbieter für eine Verbreitung über den 
gesetzlich bestimmten Bereich hinaus von den Rechteinhabern die erfor- 
derlichen Nutzungsrechte erwerben müssen. 

Bei Einspeisung von herangeführten Fernsehprogrammen werden Pro- 
grammanbieter und die Deutsche Bundespost TELEKOM unmittelbar 
durch die Mediengesetzgebung des jeweiligen Bundeslandes berührt. In 
diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß die Rundfunkhoheit 
in Zuständigkeit der Bundesländer ausgeübt wird. 
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70. Abgeordneter 

Peter 

Paterna 

(SPD) 


War die technische Unmöglichkeit der Unter- 
scheidung von nichtsteuerpflichtigen und steuer- 
pflichtigen Verbindungsentgelten im analogen 
Fernsprechnetz der Bundesregierung bei Vor- 
lage des Entwurfs zum Zweiten Gesetz zur Ände- 
rung des Umsatzsteuergesetzes vom 30. März 
1990 bekannt? 


71. Abgeordneter 

Peter 

Paterna 

(SPD) 


Falls ja, warum sind dann zum jetzigen Zeitpunkt 
weitere Klärungen hinsichtlich der sich hieraus 
ergebenden Konsequenzen innerhalb der Bun- 
desregierung erforderlich? 


72. Abgeordneter 

Peter 
Paterna 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Frerich Görts 
vom 28. Januar 1992 


Falls nein, warum nicht, und gedenkt die Bundes- 
regierung ein technisch nicht ausführbares 
Gesetz zur Anwendung kommen zu lassen? 


Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung auf Ihre Frage vom 
Dezember 1991 ausgeführt wurde, besteht bei verschiedenen Diensten 
der Deutschen Bundespost TELEKOM derzeit keine technische Möglich- 
keit zu unterscheiden, ob Verbindungsentgelte diesen Diensten oder dem 
Telefondienst zuzurechnen sind. Im einzelnen handelt es sich um folgende 
Dienste, die auf dem analogen Telefonnetz aufbauen: 

- Non-Voice-Dienste über das analoge Telefonnetz 

- Btx, 

- Auskunft, 

- Informationsdienste, 

- Telefax. 

Im Gegensatz dazu läßt sich bei der Bereitstellung von öffentlichen Tele- 
fonstellen, einem ebenfalls auf dem Telefonnetz aufbauenden Dienst, die 
Höhe der Verbindungsentgelte im Einzelfall ermitteln. 

Es ist nicht erkennbar, daß diese technischen Einzelfragen bei den Über- 
legungen der Bundesregierung oder bei den parlamentarischen Beratun- 
gen zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 30. März 1990 eine 
Rolle gespielt hätten. 

Die genannten Dienste sind in dem Katalog von Diensten, die in der amtli- 
chen Gesetzgebung beispielhaft als Wettbewerbsdienste aufgeführt sind 
und ab 1. Januar 1993 der Umsatzsteuer unterliegen, nicht enthalten. 

Derzeit finden hierzu Abstimmungsgespräche innerhalb der Bundes- 
regierung statt, die noch nicht abgeschlossen sind. 

73. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Schmieder 

(FDP) 


Trifft es zu, daß die niederFändischen und belgi- 
schen Bürger und Firmen die deutsche Tele- 
fonauskunft nicht mehr nutzen können, um so 
z. B. die sich ständig ändernden Telefonnum- 
mern der auf dem Gebiet der neuen Bundeslän- 
der angesiedelten Firmen und Betriebe zu erfra- 
gen? 
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74. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Schmieder 

(FDP) 


Falls ja, denkt die TELEKOM daran, diesen 
Zustand zu verändern, um so einen weiteren 
Schritt in Richtung vereintes Europa und Binnen- 
markt zu tun, und ein Mittel zu schaffen, den wirt- 
schaftlichen Aufschwung in den neuen Bundes- 
ländern zu fördern, da die ausländischen Aus- 
kunftsdienste die Änderungen den wirtschaft- 
lichen Erfordernissen entsprechend nicht schnell 
genug erfassen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wilhelm Rawe 
vom 30. Januar 1992 


Der Auskunftsdienst der Deutschen Bundespost TELEKOM befindet sich 
zur Zeit in einer Umstrukturierungsphase. Im Zuge dieser Entwicklungen 
wurde der Zugang zu Auskunftsstellen über eine bundeseinheitliche Ruf- 
nummer 01188 eingeführt und gleichzeitig der Zugang zu Auskunftsstel- 
len über den Selbstwählferndienst eingestellt. 

Grund für diese Maßnahme war, die Einzugsbereiche der Auskunftsstel- 
len eindeutig abzugrenzen, unerwünschte Verkehrsströme im Telefon- 
netz zu vermeiden und dadurch eine für den Kunden bedarfsgerechte 
Dienstgüte sicherzustellen. 


Kunden im Ausland können Telefonnummern aus dem Bereich der Deut- 
schen Bundespost TELEKOM bei den dafür zuständigen internationalen 
Auskunftsstellen - in der Regel sogar entgeltfrei - erhalten. 


Für Anfragen ausländischer Fernmelde Verwaltungen und Betriebsgesell- 
schaften, die über keinen Zugriff auf die neuesten Rufnummern deutscher 
Telefonkunden verfügen, betreibt die Deutsche Bundespost TELEKOM 
eine spezielle Auskunftsstelle in Frankfurt/Main. Von dort besteht im 
Operator-Operator-Betrieb Zugriffsmöglichkeit auf alle aktuellen ört- 
lichen Telefonrufnummern im Bereich der Deutschen Bundespost TELE- 
KOM. 


Diese Verfahrensweise entspricht internationalen Vereinbarungen und 
Empfehlungen des CCITT, die für alle Fernmeldeverwaltungen und 
Betriebsgesellschaften gleichermaßen gelten. 


Die spezielle Auslandsauskunftsstelle in Frankfurt/Main ist für die auslän- 
dischen Fernmeldeverwaltungen und Betriebsgesellschaften sehr gut 
erreichbar. Sie hat Zugriffsmöglichkeit auf die aktuellsten Telefonrufnum- 
mern im Bereich der Deutschen Bundespost TELEKOM und kann daher 
auch alle Anfragen über Telefonnumern aus den neuen Bundesländern 
beantworten. 


Eine direkte Anrufmöglichkeit bei deutschen Auskunftsstellen durch die 
übrigen ausländischen Telefonbenutzer ist nicht mehr beabsichtigt. 


Serviceprobleme im Auskunftsdienst mit den Nachbarländern sind nicht 
bekannt. Die Qualität der Erreichbarkeit der Auskunftsstellen im Ausland 
für die dortigen Benutzer ist von hier aus nicht zu beeinflussen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


75. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, 
daß ihre Entscheidung, eine Erhöhung der Ein- 
kommensgrenze des § 25 II. WoBauG nicht vorzu- 
nehmen (s. Drucksache 12/1633, Frage 97) zur 
Folge hat, daß angesichts der seit 1980 gestiege- 
nen Nominaleinkommen auch Haushalte unter 
die Fehlbelegungsabgabe fallen, deren Realein- 
kommen seit 1980 nicht gestiegen sind, beispiels- 
weise eine alleinerziehende Mutter mit einem 
Azubi-Sohn, die heute in Baden- Württemberg 
bei einem gemeinsamen Jahresbruttoeinkom- 
men von rd. 50000 DM (zulässiges Bruttojah- 
reseinkommen 31800 DM) den Höchstsatz der 
Fehlbelegungsabgabe von 3,50 DM/qm, d. h. 
260 DM zusätzlich zur Miete für eine 75 qm-Woh- 
nung im sozialen Mietwohnungsbau bezahlen 
müssen? 


76. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Einkommens- 
grenzen des § 25 II. WoBauG wenigstens für die 
Fehlbelegungsabgabe zu erhöhen, d. h. differen- 
zierte Einkommensgrenzen für die Erteilung 
eines Wohnberechtigungsscheins und die Erhe- 
bung der Fehlbelegungsabgabe einzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 27. Januar 1992 


Für den Bereich der Fehlbelegungsabgabe weise ich ergänzend zu meiner 
Antwort vom 15. November 1991 (Drucksache 12/1633, Frage 97) darauf 
hin, daß die Abgabenerhebung nach dem Bundes-AFWoG eine minde- 
stens 20prozentige Überschreitung der entsprechenden Einkommens- 
grenze voraussetzt. Unabhängig davon haben die Länder nach dem Bun- 
des-AFWoG die Möglichkeit, die Toleranzgrenzen für Einkommensüber- 
schreitungen und die einkommensmäßige Staffelung der Abgabe zugun- 
sten der Abgabepflichtigen durch eigene Regelungen zu ändern sowie 
zusätzliche Freibeträge bei der Einkommensermittlung einzuführen. So 
haben z. B. Bayern und Hamburg die Toleranzgrenzen für Einkommens- 
überschreitungen auf 80% bzw. 50% festgesetzt. Für Auszubildende, im 
Haushalt lebende schwerbehinderte Famihenmitglieder oder für die 
Kosten einer Kinderbetreuung gewährt z. B. das Landes-AFWoG Nord- 
rhein-Westfalen einen zusätzlichen Einkommensfreibetrag. Die Einkom- 
mensentwicklung kann damit für den Bereich der Fehlbelegungsabgabe 
bereits nach der z. Z. geltenden Rechtslage hinreichend berücksichtigt 
werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technoiogie 


11 . Abgeordneter 

Lothar 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Treffen Zeitungsberichte zu, wonach sich die 
ehemalige sowjetische Raumstation MIR in 
einem katastrophalen Zustand befindet, eine wis- 
senschaftlich sinnvolle Arbeit nicht mehr möglich 
ist und ein französischer Astronaut u. a. deshalb 
die Station im Herbst dieses Jahres nicht auf- 
suchen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Januar 1992 


Die Aussage, die Station sei in einem „katastrophalen" Zustand, ist unzu- 
treffend und kennzeichnet nicht den tatsächlichen Zustand der Station. 
Diese ist betriebstüchtig, wenngleich sie nach vielen Betriebsjahren natür- 
lich von - allerdings nicht gravierenden - Verschleißerscheinungen nicht 
verschont geblieben sein dürfte. 

Die Annahme, daß „wissenschaftlich sinnvolle Arbeit nicht mehr möglich 
ist", trifft - auch was das Forschungsprogramm im Rahmen des für März 
1992 vorgesehenen deutschen MIR-Flugs betrifft - nach den vorliegenden 
Informationen nicht zu. 

Zu der Behauptung in der Presse, daß die französische Weltraumorganisa- 
tion ihr MIR- Programm abgesagt habe, liegt der Bundesregierung keiner- 
lei Bestätigung vor. 


78. Abgeordneter 

Lothar 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Ist es angesichts dieses Umstandes aus wissen- 
schaftlichen und finanziellen Gründen überhaupt 
noch vertretbar, wenn ja, weshalb, daß sich die 
Bundesrepublik Deutschland an einer MIR-Mis- 
sion beteiligt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Januar 1992 

Der Flug des deutschen Astronauten Flade zur Station MIR vom 17. März 
bis 24. März 1992 wurde zu keiner Zeit in Frage gestellt. Es deutet nichts 
darauf hin, daß die kommende deutsche MIR-Mission und weitere ge- 
meinsame Projekte ihre wissenschaftlichen Ziele nicht erfüllen könnten. 
Diese sind insbesondere gerichtet auf Grundlagenforschung unter Welt- 
raumbedingungen zur Humanmedizin, zur Gravitationsbiologie und zur 
Festkörper- bzw. Werkstofforschung sowie zur Verfahrenstechnik. 

Nicht zuletzt ist darauf hinzuweisen, daß sich die GUS in Zukunft auf- 
grund des vorhandenen Potentials als ein Kooperationspartner mit stei- 
gender Bedeutung auf dem Gebiet der Raumfahrttechnik und der Welt- 
raumnutzung erweisen könnte. Es wäre daher unverantworthch, die Aus- 
sichten auf zukünftige verstärkte und beiderseitig vorteilhafte Koopera- 
tion durch Nichteinhaltung von Abkommen zu gefährden. 
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79. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Wie teilen sich die Mitglieder der Beratungsgre- 
mien des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie, der Gutachterausschüsse der Pro- 
jektträger sowie der Vorstände, Geschäftsfüh- 
rungen und der Aufsichtsgremien der Großfor- 
schungseinrichtungen zwischen Männern und 
Frauen auf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 27. Januar 1992 

ln die rd. 40 Beratungsgremien des BMFT und der Projektträger wurden 
insgesamt 

289 Männer 
10 Frauen 

berufen. 

ln den Aufsichtsräten der 13 Großforschungseinrichtungen sind insgesamt 

161 Männer 
7 Frauen 

tätig. 

Unter den insgesamt 37 Vorstandsmitgliedern bzw. Geschäftsführern der 
Großforschungseinrichtungen befinden sich keine Frauen. 

Das BMFT ist bemüht, den Anteil der Frauen in diesen Gremien zu 
erhöhen. 


80. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(FDP) 


Ist es zutreffend, daß die European Space Agency 
(ESA) plant, in Petit-Saut am Fluß Sinamary, 
50 Kilometer von Kourou auf Französisch Guyana 
entfernt, für die Errichtung eines Staudammes 
mit angegliedertem 87 Megawatt-Kraftwerk zur 
Energieversorgung der Raketenabschußbasis, 
rund 310 Quadratkilometer dichten Regenwald 
zu zerstören? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Januar 1992 

Es ist nicht zutreffend, daß die Europäische Weltraumorganisation (ESA) 
plant, den erwähnten Staudamm mit angegliedertem Kraftwerk zu bauen. 
Vielmehr handelt es sich hierbei um ein Projekt der „Electricite de France" 
(EDF), um den steigenden Energiebedarf von Französisch -Guyana auf 
längere Sicht zu befriedigen. 


81. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(FDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auf die französische Regierung und die 
ESA, an der die Bundesrepublik Deutschland mit 
24 Prozent beteiligt ist, einzuwirken, einer alter- 
nativen Energieversorgung der Weltraumstation 
den Vorzug zu geben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Januar 1992 


Nach den uns vorliegenden Informationen erfolgt der Bau im Rahmen der 
französischen gesetzlichen Vorschriften und einer Vereinbarung zwi- 
schen EDF sowie den französischen Ministerien für Umwelt und Industrie. 
Die Möglichkeiten der Bundesregierung, auf das Projekt Einfluß zu neh- 
men, sind folglich begrenzt. 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat seine Besorgnis 
über das Vorhaben am 18. Dezember 1991 durch die deutsche Delegation 
im ESA-Programmrat ARIANE zur Sprache gebracht. Die ESA verwies in 
einer ersten Reaktion auf die Schwierigkeit, daß sie nicht darüber befin- 
den könne, wie Frankreich seine Energieversorgungsaufgaben bewäl- 
tige. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat daraufhin die 
deutsche Delegation im ESA-Programmrat ARIANE gebeten, in der näch- 
sten Sitzung dieses ESA-Gremiums die Sache erneut zur Sprache zu brin- 
gen und unsere Besorgnis darzulegen. 

Weitere Möglichkeiten, unseren Bedenken Nachdruck zu verleihen, 
werden geprüft. 


82. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(FDP) 


Hält es die Bundesregierung für miteinander ver- 
einbar, wenn der Start des ersten europäischen 
Satelliten zur Beobachtung von Umweltschäden 
(ERS 1), dessen Mission unter anderem die 
Beobachtung der Zerstörung der Regenwälder 
sein wird, einhergeht mit der für seinen Start 
aus Sicht der ESA notwendigen Zerstörung von 
310 Quadratkilometern eben dieses Regenwal- 
des? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 24. Januar 1992 

Da es sich - wie dargelegt - nicht um ein Projekt der ESA handelt, sind die 
Einwirkungsmöglichkeiten über unsere Mitgliedschaft in dieser Organi- 
sation leider sehr gering. 

Die Bundesregierung würde es allerdings sehr bedauern, wenn durch die 
gewählte Form der Energieversorgung für das Übersee-Departement 
Guyana die genannte Regenwaldfläche verlorenginge. Diese Haltung ist 
der ESA und der französischen Regierung bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


83. Abgeordnete 

Monika 

Gänseforth 

(SPD) 


Wie viele Anträge auf Förderung wurden 1989 
und 1990 bei der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft gestellt und bewilügt, und wie viele 
Antragsteller waren jeweils Frauen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Torsten Wolf gramm 
vom 23. Januar 1992 

In der allgemeinen Forschungsförderung (Normal- und Schwerpunktver- 
fahren, Forschergruppen, Postdoktoranden-Programm) der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft betrug die Gesamtzahl der Anträge auf Förde- 
rung im Jahr 1989 8706 Anträge, im Jahr 1990 8585 Anträge; 1989 
wurden insgesamt 545 Anträge (6%), 1990 wurden 636 (7%) Anträge von 
Frauen gestellt. Bei den Bewilligungen lag der Frauenanteil 1989 bei 6%, 
1990 bei 7%. 

Der prozentuale Frauenanteil in der Förderung der DFG bei den For- 
schungsstipendien, Ausbildungsstipendien und Habilitationsstipendien 
war 1989 und 1990 überproportional hoch: 


Frauenanteil in der Allgemeinen Forschungsförderung i) 
der DFG in den Jahren 1989 bis 1990 (in %) 



1989 

1990 

Anträge gesamt 

6 

7 

darunter 



Forschungsstipendien i 

19 

20 

Ausbildungsstipendien 

20 

20 

Habilitationsstipendien 

21 

22 

Bewilhgungen gesamt 

6 

7 

darunter 



Forschungsstipendien 

19 

17 

Ausbildungsstipendien 

19 

18 

Habilitationsstipendien 

23 

22 


9 Normal- und Schwerpunktverfahren, Forschergruppen, Postdoktoranden-Pro- 
gramm. 


Bonn, den 31. Januar 1992 
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